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575 Im Jahre 1622 half die Compagnie dem König von Perſien, die 


Portugieſen von der Inſel und Feſtung Ormus zu verjagen und erhielt da⸗ 
uten für, wenn auch nicht, wie ihnen verſprochen geweſen zu ſein chien, die Inſel, 
ſo doch einen Theil der Beute und die Zuficherung der Hälfte der Zölle, 
er- wofür fie den perſiſchen Golf von Seeräubern fäubern ſollte. Dieſe Ein⸗ 
net nahme blieb ihr auch bis 1680, wo dieſer Zuſchuß aufhörte, weil die Ge⸗ 
ral ſelſſchaft die Seeräuber nicht zu vernichten vermochte. Da jedoch nach dem, 
n was man Staatsrecht nennt, Unterthanen eines Königreiches nur zum Vor⸗ 
theil ihres Monarchen erobern und plündern dürfen, ſo wurden im Jahre 
| 1623 die Schiffe, welche die Compagnie nach Indien fenden wollte, nicht 
hr fortgelaſſen, als nachdem fie 10,000 % an den Herzog von Buckingham, 
Lord High Admiral, und eben ſo viel an den Miniſter, für den König, be⸗ 
zahlt hatten. Im Februar 1622— 23 wurden die Engländer in Amboyna 
von den Holländern maſſakrirt und verloren von da an, an dieſe den Ge⸗ 
würzhandel, bis fie im Jahre 1793 die Gewürzinſeln wieder von ihnen er⸗ 
oberten. 

1631 erließ Carl J. eine Proclamation, um dem heimlichen Handel zu 
fteuern, welchen die Beamten und Matroſen der Compagnie in deren eigenen 
Schiffe nach und von Indien trieben. Als Artikel, welche die Compagnie 
von England aus- und von Indien einzuführen befugt ſei, wurden bei die- 
ſer Gelegenheit aufgezählt, nämlich Ausfuhr: Tuchwaaren, Zinngeräthe, 

| Saffran, wollene Strümpfe, ſeidene Strumpfwaaren, Bänder, Roſetten mit 
Goldſpitzen, Bieberhüte mit Gold: und Silberbänder, Filzhüte, Spirite, 
Meſſer, ſpaniſche Lederſchuhe, Eiſen und Spiegel. 

Einfuhr: langer Pfeffer, weißer Pfeffer, weißer Mehlzucker, eingzmachte 
Muscatnüſſe, Ingber und Myrabolanen, Bezoarſteine, Droguen aller Art, 
agat beads, Blutſteine, Moſchus, Aloe, Ambra, reiche Teppiche von Per- 
ſien und Cambay, Steppdecken von Satin, Taffet, gefärbte Calicos, Ben⸗ 
jamin, Damaſt, Satins und Taffte von China, chineſiſche mit Gold ge⸗ 
ſtickte Decken, desgl. mit Seide geſtickt von Patany, Galläpfel, Wurmſaa⸗ 
men, Zucker, Kandis, Chinaporzelan. 

1631 gab das Parlament der Compagnie einen Charter, auf 5 Jahre 
längſt der Kuſte und auf dem Continent von Afrika zu handeln. 

* 1634 hatte der Mogul den für ihn fo verderblichen, unglücklichen Ein- 
fall, der Compagnie den Handel in Bengalen frei zu geben, mit der Be⸗ 
ſchränkung, daß die Schiffe der Compagnie nur im Hafen von Pipley ver⸗ 
keh zen ſollten. 
1635 gab König Carl II. mit Verletzung des Charter der Compag⸗ 
nie, dem Sir William Courteen eine Conceſſion, mit 6 Schiffen während 
5 Jahren in Indien Handel zu treiben, „weil die Compagnie verſäumt 
habe, befeſtigte Niederlaſſungen zu gründen u. ſ. w.« Der Compagnie er⸗ 
klärte er jedoch, daß dies nur ein Vorwand fei und er einen politiſchen 
Zbweck dabei habe, den er im Augenblick noch geheim halten wolle; die 
Expedition nahm jedoch für den indiſchen Markt geeignete Güter ein und 
warb Perſonen an, die früher in den Dienſten der oſtindiſchen Compagnie 
geſtanden. Dies veranlaßte die Compagnie in einer Petition darzuſtellen, 
daß der Handel in Indien jetzt darnieder liege, weil es an indiſcher Waare 
fehle, daß die Compagnie ſelbſt große unverkäufliche Vorräthe dort habe. 
Sie bat, man möge den Schiffen Courteens wenigſtens verbieten, Güter, in 
welchen die Compagnie handele, zurück zu bringen; ſie ſtellte vor, daß ohne 
ſolches Verbot eine Geſellſchaft oder beide zu Grunde gehen müßten. 
Courteens Schiffe ſegelten aber, trieben im rothen Mecre Seeraub an 
des Moguls Unterthanen, und veranlaßten hiedurch, daß Angehörige der 
Compagnie in Surat ergriffen und deren Eigenthum confiscirt wurde, um 
den Schaden gut zu machen, welchen ihre Landsleute zugefügt. Reclama⸗ 
tionen und Vorſtellungen der Compagnie blieben fruchtlos, der König wünſchte 
? nicht, daß Sir Courteen wegen dieſer Angelegenheit belaſtigt würde, und die 
Schiffe dieſes Herrn ſetzten ihren Weg nach China fort, wo ihr Benehmen 
nicht beffer als im rothen Meere war. 
Am 1. Juni 1637 beſtätigte der König auf 5 Jahre die Privilegien der 
Compagnie Courteen. nr 
Dieſe Concurrenz, die Feindſeligkeiten, welche deren Handlungsweiſe in 
Indien hervorrief, ſcheinen die Geſchäfte der Compagnie ſehr herabgebracht 
zu haben. Nachdem der 2. Jointſtock, wie früher erzählt, 1617 zufammen- 
gebracht, 1631 an feine Eigenthümer zurücerftattet wurde, bildete ſich der 
J. Jointſtock, der aber ſchon uach 11 Jahren mit einem Nutzen von nur 35 0% 
für den ganzen Zeitraum liquidirt wurde. Vom Jahre 1641 bis 1643 wurde 
dann als vierter Jointſtock nicht mehr als 105,000 £ zuſammengebracht. 
Durch den damaligen Krieg kamen aber die Geſchäfte in eine deſperate Lage 
und im Jahre 1646 war die Compagnie in England 122,000 4 ſchuldig, 
hatte aber Activa im Betrag von 180,511 £. Im Jahre 1649 vereinigten 
I ich die oſtindiſche Compagnie und die von Courteen, und ein fünfter »ver⸗ 
einigter Stock“ wurde gebildet mit 157,000 &, von welchen 20,000 £ zum 
Ankauf des Rechtes des vierten Jointſtock verwendet wurden. 
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Es zogen ſich nun die Angelegenheiten der Geſellſchaft mit wenig Er⸗ 
folg hin, bis Cromwell Protector wurde und im Sinne der ganzen Kauf⸗ 
mannſchaft, welche das Privilegium nur als einen üblen Appendix des mo⸗ 
narchiſchen Syſtems betrachtete, Handel und Schifffahrt nach Indien vor⸗ 
läufig auf 3 Jahre gänzlich frei gab. 

Dies hatte zur Folge, daß zahlreiche Unternehmungen nach Indien ge⸗ 
macht wurden, der Handel dorthin eine ungeheuere Ausdehnnng gewann 
und indiſche Erzeugniſſe in England ſo wohlfeil wurden, daß von hieraus 
mehr als je zuvor, und mehr als lange Zeit darnach nach ganz Europa, ja 
nach Amſterdam ſelbſt indiſche Producte geſandt wurden, was der hollan⸗ 
diſch⸗oſtindiſchen Compagnie große Sorgen gemacht zu haben ſcheint, weil 
die holländiſchen Kaufleute ſolchen Erfolg natürlich als einen Beweis gegen 
das Monopol der holländiſchen Compagnie geltend machten. 

Nur kurze Zeit hatte aber England ſelbſt den Vortheil der Handels- 
freiheit zu genießen, ſchon im Jahre 1657 gelang es der Compagnie, von 
Cromwell Erneuerung ihres Privilegiums zu erhalten. 

Nun betheiligten c die Kaufleute, welche in den letzten Jahren für 
eigene Rechnung nach Indien gehandelt hatten, bei Bildung eines böten 
Jointſtocks, der ſich auf 786,000 £ belief, und die Beſitzungen in Perſien 
und Indien von dem alten Jointſtock für 20,000 S übernahm. Große 
Geſchäfte ſcheinen mit dieſem Jeintſtock nicht gemacht worden zu fein, denn 
ſämmtliche Ausfuhren von 1658/0 betrugen nur 23,763 £ in Waaren 
und 227,820 £ in Gold und Silber. 

166 erhielt die Compagnie einen neuen Charter von Karl II., welcher 
nicht allein die früheren Privilegien beſtätigte, ſondern auch noch hinzufügte, 
daß die Zollbeamten keine indiſchen Güter hereinlaſſen ſollen, außer mit Er⸗ 
laubniß, unter dem Siegel der Compagnie, oder unter der Aufſicht der 
Beamten, welche die Compagnie im Zollhaus ſtationiren wird; 

Daß jedes Mitglied der Compagnie für je 500 £ eine Stimme in der 
Generalverſammlung haben ſoll; 

Daß alle Pflanzungen, Forts ꝛc., wo Niederlaſſungen der Compagnien 
find oder errichtet werden, unter deren eigenem Befehl fichen, und deren Gou⸗ 
verneur u. ſ. w. von ihr ernannt werden ſoll, ein ſolcher Gouverneur und 
fein Rath aber Civil- und Criminaljuſtiz nach engliſchem Geſetze in ſolcher 
Niederlaſſung ausüben ſoll u. ſ. w.; 

Daß die Compagnie Kriegsmaterial ausführen, Krieg zu führen und 
Frieden zu ſchließen befugt ſei mit nichtchriſtlichen Fürſten und Volkern in⸗ 
nerhalb ihres Handelsgebietes, und daß ſie ſich ſelbſt Recht und Entſchädi⸗ 
gung verſchaffen dürfe für Unrecht und Schaden, der ihr zugefügt werde; 

Daß ſie St. Helena und andere Orte befeſtigen, dieſe zollfrei mit Allem 
verſorgen, Truppen anwerben und dieſelben ihren Geſetzen unterwerfen und 
beſtrafen dürfe; 

Daß ſie alle Engländer oder andere Perſonen verhaften und nach Eng 
land ſenden dürfe, welche in Oſtindien, auf engliſchen oder indiſchen Schiffen 
Pi die Erlaubniß der Compagnie gefunden werden oder ihr ungehorſam 
ind. ic. ꝛc. 


Ueber Sparkaſſen. 
I, 


Das Inſtitut der Sparkaſſen iſt von älterem Datum, als man ge- 
wöhnlich annimmt. Schon das vorige Jahrhundert hat Anſtalten in Deutſch⸗ 
land aufzuweiſen, die den ausgeſprochenen Zweck hatten, die Erſparniſſe des 
mittleren Bürger- und Handwerkerſtandes in ſich aufzunehmen und zu ver⸗ 
zinſen. Es iſt daher eine irrige, obgleich vielfach aufgeſtellte Behauptung, 
daß erſt das 19. Jahrhundert Sparkaſſen habe entſtehen ſehen. Ein wei⸗ 
terer Itrthum liegt darin, England die Ehre der erſten Anwendung zuzu⸗ 
ſchreiben. Oldenburg beſaß bereits ſeit 1787 eine mit gutem Erfolg wir⸗ 
kende Anſtalt, und Hamburg hatte ſchon, außer einer weniger brauchbaren, 
durch die „Patriotiſche Gefelfchaft u geflifteten, eine recht nützliche in der 
eigentümlichen Verbindung einer „Spar⸗ und Hypothekenkaſſe“ ſcit 1782. 
Erſt im Jahre 1810 entſtand auf den Vorſchlag von Wilberforce die erſte 
engliſche Sparkaſſe, saving bank, in Rothwell. 1818 wurde die erſte 
franzöſiſche Kaſſe in Paris errichtet, und daſſelbe Datum tragen die Statuten 
der Berliner. 

Die Theilnahme des Publikums ſcheint, wenn man aus der Anzahl 
der Inſtitute ſchließen darf, bis zu den dreißiger Jahren hin keine ſehr große 
geweſen zu ſein. In Preußen beſtanden bis 1837 nur 69, in Frankreich 
bis 1830 nur 14, bis 1837 jedoch ſchon 250. England zählte 1830 im 
Ganzen 412,217 Mitglieder der Sparkaſſen mit 13,507,565 £ Einlagen. Seit 
dieſer Zeit haben die Kaſſen aber erhebliche Fortſchritte gemacht. Es betrugen 

Zahl 


Einlagecapital 
in Preußen Ende 181. 243 20,593,051 Thlr. 
„ Frankreich „ N . 340 (2) 347,041,182 Fr. 
„ Großbritanien 30. Nevbr. 1853. — 35,632,000 & 


Außerdem gab es in Preußen und namentlich in Großbritanien noch 
zahlreiche, hier nicht gerechnete Privatkaſſen. In dem letzteren beſtanden noch 
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433 einregiſtrirte und eine Menge nichteinregiſtrirter kleinerer Geſellſchaften eber gewerbl. Erfi P b 1 zn 
die Spatgelder annahmen. Das Sap dieſer war 1850 auf Ueber gewerbliche Erfindungen nn Patentgeſetze. Bi 
11,360,000 £ gefchägt. Nach Hübners Berechnung kommen in Großbri⸗ (Zweiter Artikel.) l 

tanien 6 Thlr. 18 Sgr., in Frankreich 2 Thlr. 17 Sgr. 5 Pf. und in ganz Vor allem fragt es ſich: was iſt patentirbar? Die Antwort iſt keines wegſund 
Deutſchland 2 Thlr. 7 Sgr. 7 Pf. (in Preußen nach dem Obigen etwa fo leicht, als die Frage einfach ſcheint. Da es ſich von Er fin dun gs patentendie 
1 Thlr. 3 Sgr.) Capital auf den Kopf der Bevölkerung. Ein Schluß handelt, da die meiſten Geſetze von „Erfindungen und Entdeckungen, onde 
aus dieſen Zahlen auf den Trieb zur Sparſamkeit der Bewohner genannter ununterſchiedlich bald von Erfindungen, bald von Entdeckungen ſprechen, ſchrin 
Länder dürfte ſedoch nur mit Vorſicht gemacht werden. Unzweifelhaft ſteht mochte man vor allem die Idee, welche doch die eigentliche Erfindung oda, 
zwar England den beiden anderen Ländern voran; was aber Frankreich be» Entdeckung bildet, für patentirbar halten. Sie iſt es aber keineswegs. Dilfril 
trifft, ſo werden wir im weiteren Verlauf ſehen, daß es die größere Durch⸗ engliſchen Geſetze von 1623 und 1852 und die amerikanischen von 1793 und 183 0b. 
ſchnittszahl wenigſtens zum Theil einem höheren Zinsfuß und der Leichtig⸗ erklären dies zwar nicht ausdrücklich, doch geht es aus ihrem ganzen Inhalcher 
keit der Umſchreibung verdankt. und Zuſammenhange klar genug hervor. Ganz offen wird aber die Unpatentivin d 


Das Syſtem der Sparkaſſen iſt in Frankreich und Preußen trog erbeb⸗ 
licher Abweichungen im Großen und Ganzen daſſelbe. Allerdings ſind die 
caisses d’epargne Staats anſtalten unter bureaukratiſcher Bevormundung, 
während von den preußiſchen Kaſſen ſich nicht daſſelbe ſagen läßt; allein die 


barkeit der Idee, des bloßen Princips, von mehren anderen älteren und neuerenunt 
Geſetzen ausgeſprochen; fo 3. B. im ruſſiſchen Ukas vom 22 Nov, 1833, in daſthe 
ſchwediſchen Ordonanz vom 13. Dez. 1834, in der würtembergiſchen Ordonam den 


Grundlage, auf der die Kaſſen ruhen, iſt hier wie dort dieſelbe. In beiden vom 30. Nov. 1848 und beſonders in dem öſterreichiſchen Geſetz vom 15. Aug. 1882 bit 
Ländern überwiegt die Rückſicht für eine angebliche Sicherheit der darge⸗ Das franzöſiſche Geſetz vom 5. Juli 1844 und das belgiſche vom 2. Mai 108% 
brachten Capitallen, aus Gründen einer übertriebenen Philantropie entzieht Klare das Patent für ungültig, wenn es ſich „auf Principien, Methoden aul 
man die erſparten Capitale dem Verkehr derjenigen, welche ſie geſammelt Syſteme, Entdeckungen und Conceptionen, die blos theoretiſch oder rein wiſſen⸗ als 
haben, und gibt ſie zu feſten Veranlagungen hin, welche nur eine imaginäre ſchaftlich finde, beſchränkt. Be 
Sicherheit gewähren, weil dieſe Sicherheit in ihrem Preiſe beſteht, der aber Wir heben dieſen Umſtand hervor, weil er ſchon allein den vollgültigen Be, tige 
eben durch das Angebot von Anleihen darauf ſteigt. In Fraukreich fließen weis liefert, daß das Patentweſen nicht auf der Idee eines Eigenthumsrechts nac 
die durch die Sparkaſſen geſammelten Fonds größtentheils direct in den baſtrt. Wenn wirklich — wie de Boufflers fagte — „der Baum, welcher auf kan 
Schatz, und die Regierung wandte fie durch Anticipation auf den Steuer⸗ meinem Felde wächſt, nicht fo unbeſtreitbar mein Eigenthum iſt, als die Idee fin 
eingang ſelbſt zur Bezahlung der Jinſen an. ‚Seit 1837 anderte jedoch ein welche meinem Gehirn entſprungen !“, fo waren gewiß die Entdeckungen eines ger 
Geſet die beſtehenden dahin ab, daß zwar die Regierung für die Wieder⸗ Newton, eines Lavoifier, eines Volta das vunbeſtreitbarſte Eigenthum! dieſer St 


erſtattung verantwortlich blieb, die Fonds indeß an die caisse des dépols 
el consignalions abgeführt und zum Ankauf von Menten verwendet 
wurden. Im Grunde wurde alſo eigentlich nichts gebeſſert. Die Regierung 
wälzte die beträchtliche Zinſenlaſt von 4% von ſich ab, und belegte gleich⸗ 


großen Geiſter, und doch konnten ſie in keinem Staate patentirt werden. Saul unt 
Männer, welche die Eigenthümlichkeiten der Magnetnadel, die Elaſticität des ver 
Dampfes die Entzündbarkeit des Waſſerſtoffgaſes, die galvaniſche Wirkung der jen 


zeitig eine gute Anzahl von Nenten. Auf ſolche Weiſe ſehen die franzöſt⸗ voltaiſchen Saule und ähnliche gloßartige Naturgeheimniſſe entdeckten, konnten due 
ſchen Sparer das Geſchick ihrer Capitalien an die Geſchicke des Staatscredits gewiß dieſe Entdeckungen als ihr „Eigenthum⸗ betrachten, mußten fie aber zum nun 
geknüpft, und es iſt dies, wie viel Stimmen auch in Frankreich gegen eine Gemeingut werden laſſen, weil die Patentirung wiſſenſchaftlicher Entdeckungen ben 
ſolche, durchaus nicht in der Abſicht der einzelnen Sparer liegende Verwen⸗ ein Hemmſchuh der gewerblichen Entdeckungen und Fortſchritte wäre, die gewöhn⸗ mit 
dung geſagt iſt, dennoch eine zu beachtende Erſcheinung. lich aus erſteren hervorgehen. hu 
In Preußen iſt durch das Reglement vom 12. December 1838 den Dieſer Uebelſtand ſchwindet zum Theil, wenn der Entdecker eines wiſſen⸗ nic 
Sparkaſſen anlegenden Communen erlaubt, die Capitalien „nicht nur auf ſchaftlichen Princips ſelbſt deſſen praktiſche Anwendung auf das gewerbliche Be 
erſte Hypotheken, inändiſche Staatspapiere und Pfandbriefe und auf andere Leben angibt. Daß feine Erfindung dann patentirbar, unterliegt keinem Zweifel. gar 
völlig ſichere Art anzulegen, ſondern auch damit ihre eigenen Schuldobliga⸗ Ueber Umfang und Tragweite des ihm gewährten Patents, ob daſſelbe ſich ger 
tionen einzulöfen, oder die Gelder zur Dotirung ſtädtiſcher „Leihanſtalten zu nämlich auf das Princip überhaupt, oder blos auf die angegebene beſtimmte 
verwenden.» Die Verwaltungen der Kaſſen benutzten anfänglich dieſe Er⸗ Auwendung deſſelben erſtreckt, herrſcht jedoch noch keine Gleichſtimmigkeit in den leg 
laubniß faſt nur zur Belegung von Staats⸗ und communalen Effecten. beſtehenden Geſetzen. Das beigifche und franzöſiſche Geſet z. B. erklären ein U 


Unleugbar hoben ſie damit den Cours derſelben, und nutzten dem ſtaat⸗ 
lichen wie ihrem eigenen Credit, für den Verkehr der Sparer aber waren 
die angeſammelten Summen ſo gut wie verloren, wenigſtens doch ihm mo⸗ 
mentan entrückt.) Auch das Ausleihen auf Hypotheken und das Be⸗ 
leihen von Effecten konnte den Sparern ſelbſt keinen Gewinn bringen. Die 


Princip u. ſ. w. nur dann für unpatentirbar, „wenn man im Patentgeſuche wei 
nicht deſſen induſtrielle Anwendung angezeigt.“ Wenn dies geſchehen iſt, ware Er 
alſo auch das Princip ſelbſt patentirt, und ſomit nicht blos die vom Erfindez we 
gemachte, ſondern auch jede andere Anwendung deſſelben dem Publikum unter⸗ ſetz 


Dotirung von Lähhauſern und das Darlehen gegen Fauſtpfand und Hand⸗ ſagt. Offenbar läge Hierin eine weſentliche gemeinſchädliche Veſchränkung, da beſ 
ſcheine an die Sparer zeigte jedoch ſchon einen Anfang, diejenigen zu be⸗ ein wiſſenſchaftliches Princip neben der einen Anwendung, welche der Erfinder da; 
rückſichtigen, welche vor Allen am meiſten Nutzen zu ziehen berechtigt ſind. ſelbſt angegeben, noch vielfache andere praktiſche Anwendungen erfahren kann, kan 
Im Ganzen ſchen wir alſo hier denſelben Modus befolgt, den man in Frank⸗ auf die er nicht gerathen wäre, und mit denen Andere die Induſtrie bereichern ode 
reich anwendet. Eine ängſtliche Sorge für die Sicherheit mit Zurückſetzung könnten. Jedenfalls loben wir die Klarheit der ſchwediſchen Ordonanz, welche 21. 
aller Chancen eines gewiſſen Gewinnes, ſobald die aufgeſammelten Fonds in $. 2 ausdrücklich erklärt, daß ein Princip nie durch das Patent zum aus: fc, 
micht in dauernder Veranlagung, ſondern im Verkehr ſelbſt verwendet werden. ſchließlichen Eigenthum des Erfinders werden, und das ihm gewährte Patent 10 
Es war deehalb ſchon als ein weſentlicher Fortſchritt in der Erkenntniß zu ſich nur auf die eine beſtimmte Anwendung deſſelben, die er angibt, erſtreckeu da 
betrachten, als vor einigen Jahren aus der Mitte des Centralvereins für das eg . tor 
Wohl der arbeitenden Klaſſen in Berlin der Vorſchlag laut winde die Spärs Im Allgemeinen iſt alſo anzunehmen, daß nur gewerbliche Erfindungen 


kafſenbeſtaände bei Meliorationen, bei der inneren Coloniſation, bei Straßen⸗ 


bauten, bei Errichtung von Darlehnekaſſen und Handwerkerbanken u. ſ. w patentiebar find, oder wie es das neue belgische Geſeb kurz und prägnant aus ert 
0 h . w. 


anzuwenden. Durch ſolche Benugung würde das Capital, anſtatt in todter drückt: „jede Erfindung. welche als Gegenſtand der Induſtrie oder des Han⸗ Sch 
Aufſammlung von Papieren dazuliegen, in den lebendigen Verkehr über⸗ dels ausgebeutet werden kann.“ Dieſe allgemeine Beſtimmung findet ſich mit ca 
gehen, und eine unläugbar eben fo große Sicherheit genießen. Die zu er⸗ größeren oder geringeren Wortänderungen faſt in allen Patentgeſetzen wieder. Di 
werbenden Zinſen würden aber in den meiſten Fällen eine weit höhere Ziffer Manche fügen derſelben jedoch eine nähere Erläuterung hinzu, wie 3. B. das oft 
erreichen, als ſie es vorher konnten. Wir wollen jedoch hier noch keineswegs 1848er franzoſiſche Geſetz im 1. §.: „jede neue Entdeckung oder Erfindung in % 
uns für dieſe Art der Nutzung als die allein richtige erklären. Ehe wir allen Induſtriezweigen für patentirbar erklärt, und im 2. $. die Erläuterung läſ 
überhaupt dazu kommen konnen, beſtimmte Reſultate zu formuliren, wird es folgen läßt: daß mals neue Erfindungen und Entdeckungen betrachtet werden: de 
nothwendig ſein, die engliſchen, namentlich die ſchottiſchen Sparkaſſeneinrich⸗ die Erfindung neuer industrieller Producte, die Erfindung neuer Mittel oder die lei 
tungen zu betrachten. Eortſez. folgt.) Anwendung bekannter Mittel zur Erlangung eines induſtriellen Reſultats oder de 
; : 5 . 7 ie gleiche Beſtimmung enthält z. B. auch das baieriſche Patent⸗ & 
„ Man könnte einwenden, daß die Summen, welche in Staat spapieren, in Products.“ Die gleiche Beſt 9 enthält z. B auch as 
Hypothekarausleihen u. f. w. angelegt werden, doch dem Verkehre nicht entzogen geſetz vom 10. Febr. 1848. Ebenſo erklärt das öſterrei 5 5. Auguſt ab 
werden, da derjenige, von dem ſolche Papiere verkauft werden, für die dafur ge⸗ 1852 als patentirbar: 1) ein neues induſtrielles Product , 2) ein neues Mittel, Je 
tote Summe doch wieder Verwendung fucht, ja es ließe ſich geltend machen, daß 3) eine neue Methode der Fabrication. Es haben dieſe Amplificationen, wo fie Hi 
ſelbſt die Goursſteigerung ſolcher Papiere oder, was daſſelbe ift, die Verminde⸗ vorkommen, nicht blos einen erläuternden, ſondern auch einen reſtriktiven Zweck. die 
rung des Zinsfußes gerade den arbeitenden Claſſen beſonders zu ſtatten käme, weil iſche G € in feiner Allgemeinheit keine Ausnahme von der Pa⸗ ihr 
die leßtere Unternehmungen rentable mache, die es ſonſt nicht waren; es tritt Das belgiſche Geſetz kennt in ſeiner Allg | 
aber dieſen Vorausſetzungen die Thatſache entgegen, daß die Steigerung des tentirbarkeit, ſobald die Erfindung induſtriell und commerziell ausgebeutet werden 
Courſes der Werthpapiere eine Vermehrung des Capitales zu ihrem Umſatze er kann. Das franzoſiſche Geſetz aber ſchließt von der Patentirbarkeit aus: 1) phar⸗ ter 
fordert, 3. B. wenn in England die Conſols um 1%, ſteigen, ſo iſt ein Capital maceutiſche Compoſitionen und Heilmittel jeder Art; 2) Kredit⸗ und Finanzpläne we 
ahnen, n Shir mehr nötzig, die Conſels ihren a und ⸗Combinationen. Letztere Beſchränkung kennt das öſterreichiſche Geſetz nicht, lid 


abzunehmen. 
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hingegen fügt es den Medikamenten noch die Bereitung von Speiſen und Ge⸗ 

inken hinzu. 

Uuoberhaupt iſt das öſterreichiſche Geſetz vom 15. Aug. 1852 eines der klarſten 
wegAnd deutlichſten in Bezug auf die Patentirbarkeit. Wir wollen namentlich an 
ntendie dankenswerthe Erläuterung über Erfindungen und Entdeckungen erinnern. 
derkkeztere find fo gut patentirbar als erſtere. Als Erfindung aber gilt die Hervor⸗ 
' Fengung eines neuen Products durch neue oder bekannte Mittel, oder eines be⸗ 
odaktnnten Products durch neue Mittel; als Entdeckung die Wiederauffindung eines 
Diffrüher geübten, ſeitdem aber verloren gegangenen oder allgemein unbekannt ges 
836 wordenen induſtriellen Verfahrens. Die meiſten Geſetze anderer Staaten ſpre⸗ 
halchen, wie erwähnt, gleichfalls von Erfindungen und Entdeckungen, Erfindungen 
itirtoder Entdeckungen, ohne jedoch anzugeben, ob fie dieſe Ausdrücke als ganz un⸗ 
erenunterſchiedliche Synonyme gebrauchen, oder ob fie wirklich, wie das öſterreichi⸗ 
daſſche Geſetz, nicht nur das neue Geiſteserzeugniß (die eigentliche Erfindung), ſon⸗ 
andern auch das bloße Ergebniß der Nachforſchung (die Entdeckung) für paten⸗ 
5 2 tirbar Halten. 

854 Dem Geiſte der meiften Geſetzgebungen nach wäre letztere Conceſſton nicht 
den mläſſig. Denn die Neuheit, das Unbekanntſein des Patentobjectes wird überall 
ſen als unerläßliche Grundbedingung der Patentirbarkeit betrachtet. Nur iſt der 
Begriff des Neuen und Unbekannten noch nicht ſtrenge fixirt. Von minderwich⸗ 
Beſ tigen Nüancirungen abgeſehen, laſſen ſich drei gründlich verſchiedene Anſchauungen 
hie nachweiſen. Am ſtrengſten wird der Begriff des Neuen wohl in dem nordameri⸗ 
auf kaniſchen Patentgeſetz vom 4. Juli 1836 feſtgehalten. Denn es erkennt die Er⸗ 
dee ſindung nur dann als neu und patentirbar an, wenn nie Jemand eine ähnliche 
nes gemacht, wenn ſie nie patentirt oder in einem gedruckten Werke, in den Verein. 
fer Staaten oder im Auslande beſchrieben, und endlich, wenn das Patentobject nie 
ene unter Gutheißung oder Zulaſſung des Patentſuchenden ausgeführt oder öffentlich 
des verkauft worden“ (F. 7.) Hier wird alſo das Patent nur dem⸗ 
der jenigen gewährt, der wirklich die Geſellſchaft mit einem neuen induſtriellen Pro⸗ 
ten duet bereichert, das ſie ohne ſein Beſtreben nicht erlangt hätte; auch dann aber 
im nur in dem Falle, wenn er bis zur Patentforderung ſein Geheimniß ſo ſtrenge 
en bewahrt, daß es noch heute von feinem Belieben abhängt, es der Geſellſchaft 
nz mitzutheilen oder nicht. Hat die Erfindung aber einmal durch fein Hinzu⸗ 
thun oder durch feine Nachläſſigkeit eine gewiſſe Oeffentlichkeit erlangt, fo iſt fie 
ne nicht mehr neu, wird zum Gemeingut und verliert ihre Patentirbarkeit. Letztere 
he Beſtimmung ſcheint auch in das franzöſiſche Geſetz vom 5. Juli 1844 überge⸗ 
l. gangen zu fein, da es die Erfindung als nicht neu erklärt, „wenn ſie vorher eine 
ch genügende Publicität erlangt hat, um ausgeführt werden zu können ($. 31. 
te. Während hier alſo die abſolute Neuheit des Patentobjects verlangt wird, 
n legen andere, beſonders die deutſchen Geſetze das Hauptgewicht nur auf deſſen 
n Unbekanntſein. Wir gedachten ſchon früher der öſterr. Geſetzbeſtimmung, 
e welche auch die bloſen Entdeckungen, die nur Wiederauffindungen, aber nicht 
e Erfindungen find, für patentirbar erklärt. Die Nachſicht ſcheint aber noch 
3 weiter zu gehen. Zwar verlangen das böſterreichtſiche und andere deutſche Ge⸗ 
= feße, daß die Erfindung „weder in einem deutſchen noch in einem fremden Werke 
a befchriebenu worden; die meiſten Geſetze erkennen jedoch die Erfindung auch 
r dann für neu und patentirbar an, wenn ſie ſchon früher mehren Perſonen be⸗ 
kannt war, in Anwendung gebracht, jedoch geheimgehalten und nicht induſtriell 
oder commerciell au sgebeutet wurde. Die Zollvereins⸗Patentconvention vom 
21. Sept. 1842, das preußiſche Patentgeſetz vom 14. Oct. 1815, das hannover⸗ 
ſche Induſtriegeſetz vom 1. Aug. 1847 und das baieriſche Patentgeſetz vom 
10. Febr. 1848 enthalten die ausdrückliche Beſtimmung, daß in ſolchem Falle 

das Patentprivilegium nur jenen Perſonen gegenüber keine Anwendung finden 
könne, im Allgemeinen aber volle Gültigkeit habe. 

Noch weiter gehet das neue belgiſche Geſetz. Das ältere (vom 25. Jan. 1817) 
erklärte das Patent ſchon dann für nichtig, wenn die Erfindung früher „he⸗ 
ſchrieben“, das neue hingegen nur, wenn früher eine „vollkommene Specifl⸗ 
cation und die genauen Zeichnungen“ des Patentobjectes veröffentlicht worden. 
Dieſer Fall iſt wohl höchft ſelten, fo daß der fragliche Nichtigkeitsgrund nicht 

oft zur Anwendung kommen wird. Als praktiſch wichtig wäre daher nur jene 
Beſtimmung des neuen Geſetzes zu betrachten, nach welcher das Patent unzu⸗ 
läſſig, „wenn bewieſen wird, daß das Patentobject früher im Lande von einem 
Dritten zu commerciellen Zwecken ausgeführt oder ausgebeutet wurde.“ Noch 
leichter wird es mit der „Beſchreibung“ genommen in dem ſpaniſchen Patent⸗ 
decret vom 26. März 1826. Nur wenn früher eine Beſchreibung in ſpaniſcher 
Sprache vorhanden war, verliert die Erfindung den Character der Neuheit; 
aber auch da noch kann ſie patentirt werden, falls die Beſchreibung feit drei 
Jahren veröffentlicht iſt und die Erfindung doch von Niemand ausgeführt wurde. 
Hier iſt weder die abſolute Neuheit noch das völlige Unbekanntſein, ſondern nur 
die bisherige Nichtanwen dung einer Erfindung die unerläßliche Bedingung 
ihrer Patentirbarkeit. 

Man kann es billig bezweifeln, ob in ſolchem Falle das Verdienſt des Pa⸗ 
tentſuchenden wirklich groß genug iſt, um mit einem Privilegium belohnt zu 
werden, das ihm auf einige Jahre die ausſchließliche Verwerthung feiner angeb⸗ 
lichen Erfindung ſichert. Es mag dieſer Punkt als Beiſpiel dienen, daß im 
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Patentweſen der vermeintliche Liberalismus oft ſehr unliberabel fein, d. h. daß 
die Freigebigkeit, mit welcher man den Patentſuchenden gegenüber in Gewährung 
ihrer Forderungen verfährt, leicht die Geſammtheit ohne gerügende Entſchädi⸗ 
gung in ihrer freien Gewerbthätigkeit beeinträchtigen kann. 

Ein noch ſprechenderer Beleg hiefür ſcheinen uns die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen über Verbeſſerungspatente. Faſt alle Geſetzgebungen ſtellen 
die Verbeſſerung vollkommen gleich der Erfindung. Nun hat ſchon Börne ſehr 
richtig bemerkt, daß die Differenz von 0 zu 1 viel größer iſt, als von 1 zu 2. 
Wer ein neues induſtrielles Product, ein neues Fabricationsmittel oder Spſtem 
erfindet, leiſtet und verdient daher gewiß mehr als Jener, welcher blos ein 
vorhandenes Product, Mittel oder Syſtem verbeſſert. Wenn das Ge: 
ſetz ihnen trotzdem ganz gleiche Vergünſtigungen einräumt, begehet es jedenfalls 
eine Ungerechtigkeit; entweder am Erfinder, indem es ihm verhältnißmäßig zu 
wenig, oder an der Geſellſchaft, indem es auf ihre Koſten dem Verbeſſerer zu⸗ 
viel gewährt. Indeſſen mögen zuweilen Verbeſſerungen vorkommen, die wichti⸗ 
ger, nützlicher, erfolgreicher als manche Erfindungen find, und in dieſer Hinſicht 
mag die Gleichſtellung ſſich wenigſtens dort rechtfertigen, wo die zu patenti⸗ 
rende Verbeſſerung einen an ſich nicht patentirten Gegenſtand betrifft. 

Viel verwickelter wird aber die Frage, wenn die patentheiſchende Verbeſſe⸗ 
rung nicht ein Gemeingut, ſondern eine noch patentirte Erſcheinung zum Gegen⸗ 
ſtande hat. Die als „liberal“ geltende Leichtigkeit, mit welcher auch da Jeder⸗ 
mann ein Verbeſſerungspatent erlangen kann, ſcheint uns in mancher Beziehung 
bedenklich. Sie begehet ein Unrecht am Haupterfinder und an der Geſellſchaft. 
Jeder Erfinder ſucht natürlich ſeine Erfindung ſo ſchnell als möglich patentiren 
zu laſſen und auszuüben; die weitere Ausbildung und Vervollkommnung ſeiner 
Erfindung hofft er im Laufe der Ausübung zu Stande zu bringen. Aber ehe 
er (durch die Patentförmlichkeiten, die erſten Einrichtungen zur Ausbeutung ꝛc. 
in Anſpruch genommen) hiezu gelangte, macht ein Anderer irgend eine Verbeſſe⸗ 
rung an ſeiner Erfindung und läßt ſich dieſe Verbeſſerung patentiren. Nun 
kann zwar der zweite Patentnehmer, fo lange das Patent der Haupterfindung 
währt, von ſeinem Verbeſſerungspatent keinen Gebrauch machen; aber auch der 
Haupterſinder kann dieſe Verbeſſerung, auch wenn er hinterher ſlbſt auf fir 
geräth, niche mehr ausführen, weil ſie bereits einem Andern patentirt iſt, und 
er muß ſeine Erfindung fortwährend dem Publikum in der urſprünglichen rohen 
Geſtalt liefern, was ihn und die Conſumenten ungerechterweiſe benachtheiligt. 
Das franzöſiſche Geſetz hat dieſem Uebel abzuhelfen geſucht durch die Beſtim⸗ 
mung, daß im erſten Jahre nach Patentirung der Haupterfindung nur der 
Erfinder ſelbſt ein Verbeſſerungspatent nehmen kann (§. 18). Die Beſtimmung 
iſt dank ens werth, verringert jedoch das Uebel nur, ohne es ganz zu heben. 

Um ſo mehr, als die an Dritte ertheilten Verbeſſerungspatente, außer den an⸗ 
gedeuteten, noch eine andere üble Seite haben. Die meiſten Geſetze, namentlich 
das amerikaniſche, engliſche und belgiſche, ſtellen es dem patentirten Erfinder 
frei, jede hinterherige Verbeſſerung ſeiner erſten Erfindung entweder gegen Ent⸗ 
richtung der vollen Patenttaxe ſelbſtändig patentiren oder gegen eine unbedeu⸗ 
tende Gebühr als Zuſatz zu ſeinem erſten Patente hinzufügen zu laſſen. In 
letzterem Falle erliſcht das Privilegium für die Verbeſſerung gleichzeitig mit 
dem für die Erfindung genommenen Patent; im erſtern Falle hat es eine ſelb⸗ 
ſtändige volle Patentdauer und kann daher auch nach Erlöſchen des Hauptpatents 
auf einige Zeit privilegirt bleiben. In den meiſten Fällen wird der Erfinder, 
um die zweite Taxe zu erſparen, ſeine Verbeſſerung nur als Zuſatz patentiren 
laſſen, und nach Ablauf des Patents werden alſo Erfindung und Verbeſſerung 
gleichzeitig zum Gemeingut des Publikums werden. Wird hingegen die Ver⸗ 
beſſerung einem Dritten patentirt, ſo fällt nach Ablauf des Hauptpatents nur 
die urſprüngliche Erfindung in dem Bereich der Offentlichkeit, während die 
Verbeſſerung noch privilegirt bleibt. Durch welche Reform in den Beſtimmun⸗ 
gen über Verbeſſerungspatente dieſem Uebelſtand abzuhelfen wäre, konnen wir 
hier nicht unterſuchen. Nur ſoviel wollen wir bemerken, daß unter den beſtehenden 
Verfügungen über Verbeſſerungspatente uns die ruſſiſche und die ſchwediſche 
am vernünftigſten ſcheinen, da ſie wenigſtens keine volle Gleichſtellung der 
Verbeſſerungs⸗ mit den Erfindungspatenten zulaſſen und erſtere nur die halbe 
und reſp. ½ der Dauer der letztern zugeſtehen. 

Bei den bisher in Betracht gezogenen Erfindungs⸗ und Berbeſſerungspa⸗ 
tenten fragte es ſich immer: was iſt patentirbar? Wir gelangen jetzt an eine 
dritte Patentgattung, wo die Hauptfrage die iſt: wer iſt patentirbar? Der 
einfache Menſchenverſtand würde hierauf immer antworten: der Erfinder. Die 
Geſetzgebung beantwortete und beantwortet jedoch die Frage nicht immer in dieſer 
einfach natürlichen Weiſe. Denn fie ſtellt oft die Einführung s patente voll: 
kommen auf gleiche Linie mit den Erfindungs⸗ und Verbeſſerungspatenten. 
Das franzöſiſche Geſetz v. 5. Jan. 1791, welches ſich den Anſchein gibt, das 
ganze Patentweſen aus einem ausſchließlichen Eigenthumsrecht des Patent⸗ 
nehmers auf ſeine Erfindung herleiten zu wollen und faſt in jedem Paragraphen 
von feiner „Propriété“ ſpricht, verfügte doch in Artikel III: „Wer zuerſt eine 
fremde Erfindung nach Frankreich bringt wird derſelben Vortheile theilhaftig 
werden, als wäre er ihr Erfinder“, d. h. mit andern Worten: Wer ſich die 
Freiheit nimmt, einem Ausländer fein „Eigenthum⸗ zu ſtehlen, kann daſſelbe in 
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Frankreich nicht nur ruhig, ſondern noch unter beſonderem Schutz und beſon⸗ 
derer Begünſtigung des Geſetzes genießen. Aus dem franzöſiſchen Geſetz iſt dieſe 
Beſtimmung faſt in alle feſtländiſchen Patentgeſetze übergegangen und hiedurch 
neben den Erſindern und Verbeſſerern noch eine dritte, viel weniger berechtigte 
Gattung von Patentnehmern: die der „Einführer⸗, geſchaffen worden. 

Um nicht ungerecht zu ſein (was die Nationalökonomie zuweilen wird, wenn 
fle ältere Beſtimmungen nach den heutigen Zuſtänden beurtheilt), wollen wir 
gerne zugeben, daß die Einführungspatente früher eine gewiſſe Berechtigung hat⸗ 
ten. Zu einer Zeit, wo jede Nation eiferſüchtig über ihre induſtriellen Fortſchrite 
wachte und z. B. in England die Ausfuhr von Maſchinen, Fabrikationsmitteln 


und Methoden, und ſelbſt von gewiſſen Arbeitern nut den ſtrengſten Strafen be⸗ 
legt wurde, wo ferner der Verkehr von Land zu Land ſo wenig lebhaft war, 


daß eine wichtige Erfindung z. B. jahrelang in Frankreich geübt werden konnte, 
ohne daß man in Deutſchland auch nur ihre Exiſtenz ahnte: da vollbrachte 
Derjenige, welcher eine auswärtige Erfindung in fein Vaterland verpflanzte, in 
der That eiu großes ſchwieriges Werk und erwarb ſich um die heimiſche Indu⸗ 
ſtrie und Conſommation ein wirkliches Verdienſt, das nicht unwürdig war, durch 
ein Patent belohnt zu werden. Alle das iſt heute ganz anders geworden. Kein 
Staat verlangt mehr von ſeinen Unterthanen die Geheimhaltung der Erfindung, 
und derſelbe ſucht daher gewöhnlich in feinem eigenen Intereſſe, fie fo raſch als 
möglich auch im Auslande bekannt zu machen und daſelbſt auszubeuten. Unter⸗ 
läßt er dies, ſo iſt bei der Lebhaftigkeit des internationalen Verkehrs mit Zu⸗ 
verſicht vorauszuſehen, daß ſie trotzdem bald auch in den Nachbarländern be⸗ 
kannt und von der Gewerbswelt benützt werden wird. Unter ſolchen Verhält⸗ 
niſſen doch Denjenigen, der eine ausländiſche Erfindung zuerſt im Lande einführt, 
alſo nur das heute thut, was morgen vielleicht Hunderte thun würden, mit einem 
Patent belehnen, das ihm auf lauge Jahre hinaus die Ausbeutung dieſer Er⸗ 
findung ſichert: das heißt offenbar, die Gewerbsfreiheit und das Intereſſe der 
Conſommation, die natürlich dem Patentirten theurere Preiſe für das bezahlen 
muß, was die freie Concurrenz ihr billiger liefern würde, gar zu leichtſinnig 
hinopfern. 

In Frankreich hat man dies richtig erkannt, und das Patentgeſetz vom 5. 
Juli 1844 hat die Einführungspatente aufgehoben. Sie find eben ſo wenig zu⸗ 
gelaſſen nach dem engliſchen Geſetz vom 1. Octbr. 1852, dem öſterreichiſchen vom 
15. Aug. 1852 und dem belgiſchen vom 24. Mai 1854. In den meiſten Staaten 
wuchern jedoch die Einführungspatente noch üppig fort. Sie ſind namentlich 
anerkannt in der Zollvereins⸗Patentconvention vom 21. Septbr. 1842 (jedoch 
nur für die von außerhalb des Zollvereins eingeführten Enfindungen), in dem 
bairiſchen Patentgeſetz vom 10. Febr. 1842, dem ſpaniſchen Decret vom 27. März 
1826, dem hannoverſchen Induſtriegeſetz vom 1. Aug. 1847, dem holländiſchen 
Geſetz vom 25. Januar 1817, dem würtembergiſchen Snöuft;iereglement! vom 5. 
Aug. 1836, den ſardiniſchen Decreten vom 21. Juni 1826, 21. Januar 1829 
und 31. März 1832, den ſiciliſchen Decreten vom 2. März 1810 und 18. März 
1844, der ſchwediſchen Ordonanz vom 13. Decbr. 1834, dem kirchenſtaatlichen 
Geſetz vom 3. Sept. 1833, dem ruſſiſchen Ukas vom 22. März 1833 und dem 
portugiſiſchen Geſetz vom 16. Januar 1837. Nur die eine Beſchränkung findet 
ſich in all dieſen Geſetzen: daß nämlich das Einführungspatent nicht das im 
Auslande dem wirklichen Erfinder gewährte Patent überdauern kann, ſondern 
gleichzeitig mit demſelben erliſcht. Nur in wenigen dieſer Geſetze werden noch 
andere Beſchränkungen, d. h. weitere Unterſchiede zwiſchen dem Erfindungs⸗ oder 
Verbeſſerungs⸗ und dem bloßen Einführungspatente, feſtgeſtellt. So z. B. kann 
in Spanien erſteres auf 5—15, letzteres höchſtens auf 5 Jahre erlangt werden, 
und hat die dreifache Taxe des fünfjährigen Erfindungspatentes zu zahlen; in 
Rußland kann das Erfindungspatent auf 10, das Einführungspatent nur auf 
6 Jahre erlangt werden und hat die doppelte Taxe des erſteren zu entrichten; 
in Schweden kann erſteres Patent 15, letzteres nur 5 Jahre gelten. 

Zwar kann — da der Fremde faſt überall patentfähig iſt“) — der Erfin⸗ 
der ſelbſt auf ſeine im Heimathslande patentirte Erfindung auch auswärts ein 
Patent löſen und derart ihrer Ausbeutung durch die „Einführer! vorbeugen. 
Hiemit iſt jedoch nur das Unrecht beſeitigt, welches durch Ertheilung des Ein⸗ 
führungspatentes am Erfinder begangen wird, dem es den ausländiſchen Markt 
verengt. Aber wenn er, aus welchen Gründen immer, kein Patent im Auslande 
löſt, ſo würde ſeine Erfindung daſelbſt zum Gemeingut werden können; und in⸗ 
dem der Staat ſie zum ausſchließlichen Beſitz desjenigen ſtempelt, der ſie zuerſt 
im Lande einführt, beſchränkt er ungerechter Weiſe die freie Concurrenz und be⸗ 
nachtheiligt die Conſumenten. Oft wird ſogar der Fall vorkommen, daß der 
Patenmehmer die einzuführende Erfindung erſt 1—2 Jahr nach der Patent⸗ 
nahme wirklich ins Werk ſetzt, während ſie bei freigelaſſener Concurrenz viel⸗ 
leicht hundert Andere viel früher ausgeführt hätten; das Publicum wird alfo 
das Patentobjekt ſpäter und theurer bekommen, ohne daß ſich ſagen ließe: mit 
welchem Rechte der Inhaber des Einführungspatents ihm eine Beſchränkung 


*) Eine Beſchränkung der Patentfähigkeit finden wir nur in 
wo bloß der Schwede, und in Preußen, 
ein Patent löſen kann. 
durch einen einheimiſchen 
Patent erlangen. 


Schweden, 
wo ſogar nur der preußiſche „Bürger“ 
Doch kaun der fremde Erfinder in beiden Staaten ſich 
Patentberechtigten vertreten laſſen und ſo indirect ein 


und Beläſtigung auflegen darf. In Portugal wird wenigſtens, wenn es ſich um 


die Einführung einer ausländiſchen Erfindung handelt, von der Regierung eiu far 
Concurs ausgeſchrieben, und das Patent demjenigen ertheilt, der die kü rzeſte gri 


Friſt zu ihrer Ausübung verlangt; wodurch die Geſellſchaft für das Privilegium, 


das ſie dem Einführer gewährt, wenigſtens die Gewißheit hat, der Vortheile me 
der auswärtigen Erfindung baldigſt theilhaftig zu werden. Es iſt dies eine we 
theilweiſe Verbeſſerung, aber das Uebel der Einführungspatente bleibt im We⸗ au 


ſentlichen fortbeſtehen. 

Als unbedingt anerkennenswerth erſcheint uns daher nur die diesfällige Beſtim⸗ 
mung der neuen Geſetze von Frankreich, Oeſterreich, England und Belgien, welch 
das Einführungspatent (in ſeiner alten Bedeutung) ganz abſchafften. Sie habe 
zwar den Ausdruck beibehalten, ihm aber einen ganz anderen Sinn gegeben. 
Nur der ausländiſche Erfinder ſelbſt kann ſeine Erfindung in den betreffenden 
Staaten patentiren laſſen; unterläßt er dies, fo wird fie Gemeingut und kein 
Dritter, der ſie zuerſt einführt, kann auf ſie ein Patent nehmen. Das dem Er⸗ 
finder gewährte und uneigentlich noch mit dem alten Namen „Einführungspatent⸗ 


die 


th 


6 


bezeichnete Privilegium unterſcheidet ſich nur dadurch von dem eigentlichen Er⸗ A 
findungs⸗ oder Verbeſſerungspatent, daß es nicht länger dauern kann, als das d 
Erfindungspatent, welches der Erfinder früher in jenem Staate gelöſt, wo er € 
ſeine Erfindung zuerſt bekannt gemacht hat. Dieſem Uebelſtand kann jedoch der fi 


Erfinder dadurch ausweichen, daß er feine Erfindung zuerſt in jenem Lande be⸗ h 
kannt macht und patentiren läßt, das die längſte Patentdauer zugeſtehet. Der © 
franzöſiſche Erfinder z. B. der ſeine Erfindung zuerſt in Frankreich patentiren f 
ließe, wo er höchſtens ein 15jähriges Patent erlangen kann, wird dann in Bel⸗ 
gien nur ein Einführungspatent erlangen können, das gleichzeitig mit dem fran⸗ } 
zöſiſchen Originalpatent, alſo nach 15 Jahren, erlöſchen wird. Läßt er aber 8 
ſeine Erfindung zuerſt in Belgien patentiren, ſo erhält er hier ein Erfin⸗ N 
dung spatent, das 20 Jahre dauern kann; in ſeinem Heimathslande erhält er f 
dann nur ein Einführungspatent, das aber fo gut wie das franzöſiſche Erfin⸗ 
dungspatent volle 15 Jahre läuft. Näher kommen wir hierauf im vierten Ar⸗ 
tikel zurück, wo wir uns mit der Dauer der Patente befchäftigen werden. 
J. E. Horn. 

Ueberſicht der fremden Schifffahrt der Häfen der Ver. 

Staaten in dem Jahre, endigend den 30. Junt, 1853. 

Eingelaufen: Nusgelaufen: 
— — — — — 
Flagge der Schiffe Zahl Tonnen Matroſen Zahl Tonnen —— 
Rußland 10 ß 3677 149 8 2993 110 | 
Preußen 54 19356 730 55 19710 645% 
Schweden 138 41539 1710 144 44959 1567 
Dänemark.. 70 14595 691 66 14517 631 
Hanſeſtädte 343 142204 5406 332 136728 4927 
Holland 58 17511 735 65 21529 739 
Belgien 20 6524 269 22 8266 283 
Mecklenburg 12 3439 133 13 3927 139 
Oldenburg 40 12020 473 31 9260 340 
Hannover 21 4638 200 20 4145 173 
Großbritanien... 10359 1871210 105406 10323 1889818 104239 
Frankreich 105 28813 1379 95 25907 1176 
Spanien 156 41336 2603 171 45677 2198 
Portugal 24 4709 252 23 4644 230 
Sicilie n 59 14332 653 57 13951 650 
Sardinien 28 8118 389 33 9113 435 
Toscana 1 210 13 1 210 13 
Oeſterreic h. 10 4420 194 12 5896 182 
Dire 1 231 10 1 231 10 
I 2 463 22 3 619 23 
BAHR 80 1 562 8 — — — 
Mkrico 78 6976 632 81 7410 621 
Central⸗Amerika. 2 339 15 1 163 12 
Neu - Granada... 3 1111 46 — — = 
Venezuela 7 1051 60 6 906 60 
Braſilieen a 1243 55 5 1243 57 
La Plata 1 218 9 — = == 
Chi 2A: 68 18686 907 64 17908 799 
Der AR IN 17 3346 195 21 5163 250 
China 2 2 778 öl — ä — 
Ecuapurr. ee en 1 8243 18 1 243 13 
ii eg man Eh 1716 74 A 1897 71 
Hawaii 2 16 2306 154 17 2363 133 
Otahaiti 2 214 22 1 89 14 
Kirchenſtaalt 1 196 10 — 3 2 
Unbenannte . 15 1 1 305 12 
Total. 11,722 2,277,930 123,053 11,680 2,298,790 120,754 

Antheil der Deutſchen 477 183,378 458 175,567 
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Wenn auch der Antheil der deutſchen Flagge im Vergleich mit der Ge⸗ 


' ſammtmenge des Verkehres fremder Schiffe ſehr gering erſcheint, ſo iſt er doch 


te größer als der irgend einer anderen Flagge, England ausgenommen. 


m 


+ 


für Eiſenbahnbetrieb gegeben. 1 . 
hervorgerufen, daß der Eiſenbahntransport gefährlicher, als der frühere ſei, 


Welchen Antheil an dem Verkehre der deutſchen Flagge mit Amerika, Bre⸗ 
men und Hamburg haben, läßt ſich aus obiger Zuſammenſtellung nicht erſehen, 
weil dieſelbe unter hanſeatiſche Flagge die Schiffe beider Städte vereinigt, und 
aus der Statiſtik Hamburgs und Bremens iſt dies auch uicht zu entnehmen, weil 
dieſelbe nicht die Schiffe aufflihrt, welche im Verkehr zwiſchen fremden Häfen 
thätig ſind. 


Witt era tener. 


Die Technik des Eiſenbahnbetriebes in Bezug auf die en derſelben, von 
M. M. Freiherrn von Weber, Ingemeur, k. Eifenbahn-Director ꝛc. ꝛc. 
Leipzig. Verlag von B. G. Teubner. 1854. 


Mit der Benutzung der Eiſenbahnen ſind die Reiſe⸗Geſellſchaften grö⸗ 
ßer geworden, dieſelbe Verzögerung, derſelbe Unfall, der chemals ein halb 
Dutzend Paſſagiere der Potſtkutſche traf, wird jetzt oft von mehreren hun⸗ 
dert Perſonen empfunden oder angeſehen, welche dann die Nachricht von dem 
Ereigniß nach aller Welt tragen. Die Behörden haben Sicherheitsgeſetze 
Beide Momente haben die Vorausſetzung 


obwohl im Verhältniſſe vielleicht nicht der tauſendſte Theil der Unfälle auf 
Eiſenbahnen ſich ereignet, welche bei Beförderung einer gleichen Menge von 
Perſonen und Gütern auf den gewöhnlichen Straßen mit den alten Transporte 
mitteln ſtattfinden würde. 

Auch hat die große Preſſe die Eiſenbahn unfälle mit zu einem ſtehenden 
Artikel gemacht, von der richtigen Anſicht ausgehend, daß ein Fall der Hun⸗ 
derte berührt, zu den öffentlichen Angelegenheiten zu rechnen ſei, während 
Ereigniſſe, die einen einzelnen Wagen betrafen, früher höchſtens in den klei⸗ 
nen Anzeigeblättern eine Erwähnung fanden. 

Man kann daher ſagen, daß die Aufmerkſamkeit des Publicinns auf 
vorgekommene Eiſenbahnunfälle eine außer Verhältniß zu der Bedeutung 
der Sache ſtehende geworden iſt. 

Dieſe Aufmerkſamkeit hat zu genauerer Erörterung der Frage geführt, 
ob man auf ſtatiſtiſche Nachweiſe geftügt, berechtigt ſei, ſich im Allgemeinen 
über Unſicherheit auf Eiſenbahnen zu beklagen und die Nachforſchungen nach 
den Mitteln fie abzuwenden vervielf tigt. 

Nirgends aber find jene Unterſuchungen und Nachforſchungen mit eini⸗ 
ger Gründlichkeit zuſammengeſtellt und benützt worden. 

Einen Verſuch hiezu liefert Herr von Weber in dem vorliegenden 
Buche, und dieſer Verſuch iſt in Anbetracht des Mangels oder der Unvoll⸗ 
ſtändigkeit amtlicher Nachrichten in Deutſchland und der Schwierigkeit, welche 
der Privatmann hat, ſich ſolche zu verſchaffen, ein höchſt gelungener zu 
nennen. 

Der Verwaſſer ſucht den Eiſenbahnverwaltungen, von welchen jede ihre 
eigenen Erfahrungen nur auf einer kleinen Strecke zu ſammeln Gelegenheit 
hatte, die Erfahrung großer Gruppen vorzulegen, weil nur dieſe dem Be: 
triebe eine wiſſenſchaftliche Unterlage zu geben und die Nachtheile der Dilet- 
tanten⸗Direction zu beſeitigen im Stande iſt. 

Herr von Weber betrachtet das Amt der Eiſenbahnen als ein doppeltes. 
Entweder haben die Bahnen den Anſprüchen eines großen ſchon vorhandenen 
Verkehres zu genügen, oder ſie haben der Cultur in bis dahin unwirthbare 
Gegenden Bahn zu brechen. Dort iſt das Wagniß in allen Lebensverhält- 
niſſen auf ein Minimum reducirt, dieſer allgemeinen Sicherheit muß auch 
die Sicherheit des Eiſenbahnverkehrs in ſolchen Ländern entſprechen, hier da⸗ 
gegen wagt bei der allgemeinen Unſicherheit der Verhältniſſe Jeder ohnehin, 
Schnelligkeit des Baues, Wohlfeilheit deſſelben ſind die Hauptbedingungen, 
Sicherheit ſteht erſt in zweiter Linie. Als der Präſident der Vereinigten 
Staaten angegangen wurde, Gefegvorlagen zu machen, welche die Solidität 
des Baues vorſchreiben, antwortete er! Müſſen Eiſenbahnen ſehr ſolide 
gebaut werden, ſo werden ſie theuer, die Folge davon iſt, daß weniger ge⸗ 
baut werden. Von der ſchnellen Ausdehnung des Eiſenbahnweſens hängt 
aber das Wohl, die Größe, der Fortſchritt des nordamerikaniſchen Volkes ab. 
Beſſer, daß jährlich einige hundert Menſchen das Leben verlieren, als daß 
dieſer Fortſchritt einen Moment lang aufgehalten werde. Ein Krieg, der die 
Nation nicht ſoviel an Macht förderte, als der raſche Zuwachs ſeiner Ver⸗ 
kehrsanſtalten, würde welt mehr Menſchen koſten. a 10 

Herr Weber benutzt ſeine genaue Kenntniß der techniſchen Verhältniſſe 
dazu, an der Statiſtik zu prüfen, welchen Einfluß jede Art des Dienſtes, 
des Baues, der Maſchinen, des Betriebes auf die Zahl der Unfälle gehabt 
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dr; er nach, daß die Schnelligkeit die Gefahr nicht vermehre, daß 
die Sicherheit der Maſchinen mit dem erkehre eſtiegen, daß die Achſen⸗ 
brüche weniger von der Zahl der zurückgelegten Meilen, als von der Con“ 
ſtruction der Maſchinen und Tender abhängen, daß die Gefahr für die Heizer 
größer, als für die Locomotivführer, daß die kleinen Perſonenwagen dei Un⸗ 
allen den Reiſenden weniger gefährlich Find, als die großen, und eine ganze 
Nahe ähnlicher Punkte, gleich wichtig für das Eiſenbahnweſen, für die Rei⸗ 
ſenden und für die Verſicherungsgeſellſchaften. 


Wir verweiſen bezüglich der Statiſtik und ihrer intereſſanten Benutzung 
auf das Werk ſelbſt, Herrn von Webers Anſichten über Lebensverſicherung 
auf Eiſendahnen laſſen wir in einem andern Theile des Blattes gelegentlich 
folgen. Es ſind bei der Schwierigkeit der von Herr von Weber unternom⸗ 
menen Arbeit, bei der Indolenz mancher Eiſenbahnverwaltungen, welche es 
ihm unmöglich machte, die Statiſtik vollſtändiger zu geben, ohne Zweifel 
große Lücken geblieben, es ſind auch manche Anſichten darin, welche viel⸗ 
leicht beſtritten werden könnten, demungeachtet iſt das Buch nicht nur das 
Wah dieſer Art, ſondern auch von großem wiſſenſchaftlichen und praktiſchen 

erthe. 


Handelsrechtliches. 


Den aus den „Ausgewählten Gutachten der Handels ⸗ 
kammer zu Frankfurt a M., herausgegeben von Dr. K. Mal ß“ 
in der vorigen Nummer dieſes Blattes mitgetheilten Proben fügen wir einige 
fernere hinzu: 

Gutachten. 


Nach dem vorgelegten Sachverhalte hatte der Particulier A. in A. dem 
B. in Cöln mit Brief vom 18. April 1836 aufgetragen, bei dem neuen 
Aachener Comité zur Errichtung einer rheiniſch⸗preußiſchen Eiſenbahn für 
ſeine, des A., Nechnung für die Summe von 12,000 % gegen die bei ſol⸗ 
chen Geſchäften übliche Proviſion zu unterzeichnen. 

Dieſer Auftrag war, wie aus dem dem Sachverhalte in Abſchrift bei⸗ 
gefügten Briefe des Handlungshauſes B. in Cöln, 4. d. 24. April 1836 
ersichtlich, von letzterem angenommen und es war auch dem A. in dem ge⸗ 
dachten Briefe mitgetheilt worden, daß B. bei dem neuen Aachener Comité 
der rheiniſch⸗preußiſchen Eiſenbahn die Summe von 12,000 4% für ſeine, 
A., Rechnung habe einzeichnen laſſen, wovon dieſer Nota zu nehmen belie⸗ 
ben möge. 

Hierdurch aber war für das Handlungshaus B. die Verbindlichkeit be⸗ 
gründet worden, dem A. die der Subſcriptionsſumme entſprechenden Certi⸗ 
ficate gegen Vergütung des Einzahlungsbetrags zu liefern, und es kann da⸗ 
her gar nicht in Betracht kommen, ob, wie das Handlungshaus B. in ſei⸗ 
nem Briefe vom 23. April 1837 vorgibt, Herr N. in Aachen, welchem 
daſſelbe den Auftrag zur Einzeichnung ertheilt haben will, wegen verspäteter 
Anmeldung mit dieſer nicht mehr zugelaſſen worden ſei, indem eine etwaige 
Verſäunmiß des N. das zwiſchen A. und dem Handlungshauſr B. beſte⸗ 
hende Verhältniß um fo weniger berührt, als B. dem A. nicht einmal von 
einer durch. N. zu geſchehenden Einzeichnung Kenntniß gegeben, vielmehr in 
ſeinem Briefe vom 24. April 1836 unter dem angefügten Verſprechen: 

„den A. von allen ferneren, dieſe Entreprise betreffenden Vorfallenheiten 
au courant zu halten,“ 
die beſtimmte Verſicherung ertheilt hatte, 
Rechnung des A. habe einzeichnen laſſen. 

Wenn endlich das Handlungshaus B. in Folge der übernommenen 
erwähnten Verbindlichkeit die betreffenden Eiſenbahn⸗Certificate nach deren 
Emittirung dem A. zur Verfügung ſtellen mußte, ſo wird B., falls dent A. 
durch die unterlaſſene Ablieferung ein erweislicher Schaden entſtanden ſein, 
oder ſernerhin noch entſtehen ſollte, ſolchen ebenfalls dem A. zu erſetzen ha⸗ 
ben, welchem nach das Gutachten der Handelskammer dahin geht: 

„daß das Handlungshaus B. in Cöln allerdings ſchuldig iſt, dem A. in 
A die der Summe von 12,000 ß entſprechenden Certificate der rheiniſch⸗ 
preußiſchen Eiſenbahn gegen Vergütung des Einzahlungsbetrags zu liefern, 
auch dem A. den durch die nicht geſchehene Lieferung erweislich entſtan⸗ 
denen oder noch entſtehenden Schaden zu erſetzen. 


II. 


Wenn der Befrachter eines Seeſchiffes nach Ablauf der contract⸗ 
lichen oder geſetzlichen Liegetage die Ladung gar nicht oder nicht ganz liefert, 
ſo hat bekanntlich der Schiffer wegen Fauffracht zu proteſtiren, und kann, 
falls er binnen gewiſſer Friſt keine andere Ladung erhält, im erſteren Falle 

emeiniglich mindeſtens die halbe, im letztern die ganze verſprochene Fracht 
ordern. Das Inland kennt bei der Flußſchifffahrt dergleichen Beſtimmun⸗ 
gen nicht, wie das nachſtehende Gutachten zeigt: 


Sachverhalt. 


Indem A. in S. durch Vermittlung des Spediteurs B. dem Schiffer 
D. eine Ladung von 2000 Centner Waaren um vereinbarten Frachtſatz zu⸗ 
ſagte, und demfelben ſogar die Weiſung ertheilen ließ, ſich Donnerſtag den 
7. Auguſt 1845 zur Uebernahme der Güter an dem Einladcorte S. einzu⸗ 
ſinden, dann aber A. in S. durch einen Unfall, der ihn allein prrſönlich 
traf, in die Unmöglichkeit verſetzt war, ſeinerſeits die Ladung dem Schiffer 
zu verſchaffen, und die Güter ihm zu überliefern: — kann A. hierdurch 
nicht von ſeiner Verbindlichkeit befteit ſein, dem Schiffer die ſtipulirte Gegen⸗ 
leiſtung (die Fracht) zu entrichten, oder wenigſtens volle Entſchädigung zu 
kiften. Wenn nicht beſondere Geſetze, wie für die Seeſchifffahrt, es vor⸗ 
ſchreiben, kann der beſtellte Schiffer in einem ſolchen Falle nicht für ver⸗ 
pflichtet erachtet werden, ſeinerſeits ſich um die Erlangung anderer Güter zu 


daß B. die gedachte Summe für 


642 


bemühen, oder mit der Hälfte der bedungenen Fracht ſich zu begnügen. 
Aus dieſen Motiven iſt über den vorſtehenden Fall unſer handelsrechtliches 


Gutachten, 


„daß A. verbunden iſt, den Schiffer B. für alle erweislichen Nachtheile und 
Koſten nach deren vollem Belaufe, ſoweit dieſer die ſtipulirte Fracht nicht 
überſteigt, zu entſchaͤdig en. 
III. 
Frage. 

„Iſt ein Frachtſchiffer, welcher Waaren nebſt Frachtbrief zur weitern 
Beförderung bis an Ort und Stelle von einem Fuhrmanne (welcher diefel- 
ben an einem anderen Orte geladen, ſie eine Strecke Wegs geführt und ihm 
dann in ſein Schiff überliefert hatte) direct übernahm, für den Zuſtand 
und für die Beſchaffenheit der Waare während des ganzen Laufes des 
Transports, über welchen der Frachtbrief lautet, oder nur für die Zeit ver⸗ 
antwortlich, während welcher ſich die Waare auf ſeinem Fahrzeuge befand? 

„Iſt derſelbe daher mit der dicecten Uebernahme von Waare und Fracht: 
brief nicht nur in die Rechte des Fuhrmannes, ſondern auch in deſſen 
Verpflichtungen eingetreten, und bei einem entſtandenen Schaden, falls dieſer 
von dem erſten Frachtführer verſchuldet wäre „ als Selbſtſchuldner anzuſehen 
und zum Erſatze verbunden oder nicht!“ 


Gutachten. 


Indem ein Schiffer oder Fuhrmann die von einem Platze für einen 
anderen Platz beſtimmten, mit einem directen Frachtbriefe verſehenen Waa⸗ 
ren an einem Zwiſchenplatze von demjenigen Frachtführer, welchem die Waaren 
urſprünglich verladen worden, zum Behuf des Weitkertransports übernimmt, 
verpflichtet ſich ſener Schiffer oder Fuhrmann zugleich, das übernommene 
Gut nach Vorſchrift des Frachtbriefs und ſonach in unverſehrtem Zuſtand 
an den Adreſſaten abzuliefern. Sowie alſo dieſer bei gehöriger Lieferung 
die in dem Frachtbricfe vorgemerkte Fracht und Speſen dem Ueberbringer 
des Gutes zu berichtigen hat, ſo iſt er auch berechtigt, im Falle, wo die 
Waaren ſich verſehrt finden ſollten, für den an denſelben entſtandenen Scha⸗ 
den den Ueberbringer in Anſpruch zu nehmen, ohne daß der letztere vor⸗ 
ſchützen darf, daß der fragliche Schaden von dem erſten Frachtführer verur⸗ 
ſacht worden ſei, weil er, der zweite Frachtführer, wie vorher bemerkt, mit 
den Waaren die Verbindlichkeit, ſolche unverſehrt abzuliefern, übernommen 
hatte, und es mithin ſeine Sache geweſen, vor der Einladung des Gutes 
ſich über deſſen Zuftand zu vergewiſſern. 

Dieſem nach ergeht unſere Antwort dahin: 

„daß der Frachtſchiffer, welcher die Waaren nebſt directem Frachtbriefe von 
einem Fuhrmann zur Weiterbeförderung übernommen, für allen während 
der ganzen Dauer des Transports an den Waaren entſtandenen und mit⸗ 
hin auch für den von dem erſlen Frachtführer verſchuldeten Schaden dem 
Gutsempfänger verhaftet iſt.“ 


— — — 
Verſicherungsweſen. 


— 


Das Feuer-⸗Verſicherungweſen im ( Jroßherzogthum Heſſen. 


Das Feuerverſicherungsweſen im Großherzogthum Heſſen leidet an zwei 
Hauptgebrechen. Das erſtere beſteht darin, daß zwiſchen Mobilien und 
Immobilien eine Trennung vorgenommen worden, und nur erlaubt iſt, 
Mobilien bei auswärtigen Feuerverſicherungsanſtalten zu verſichern. 
während Gebäude bei der Landesaſſecuranz⸗ Anſtalt verſichert werden 
müſſen. Der zweite Fehler liegt in den Ausnahmen, welche von dem 
Geſez vom 4. Juni 1833 zu Gunſten einzelner auswärtiger Anſtalten 
und zum Nachtheil anderer gleichberechtigter gemacht werden. Das Geſetz 
ſelbſt entſpricht dem Intereſſe der Verſicherten durchaus nicht, aber ſeine 
Einwirkung würde viel weniger ſchädlich ſein, wenn nicht eben ganz willkür⸗ 
liche Ausnahmen davon eingetreten wären. Nach der erwähnten Verord⸗ 
nung iſt bei Aufnahme von Mobilien in auswärtigen Feuerverſicherungs⸗ 
anſtalten folgendes Verfahren zu beobachten: der Eigenthümer hat zunächſt 
ſeine Abſicht, bei einer auswärtigen Anſtalt zu verſichern, der Landesbrand⸗ 
aſſecuranz⸗Commiſſion anzuzeigen. Dieſe wendet ſich an die vorgeſetzte Ver⸗ 
waltungsbehorde, von welcher ein ordnungsmäßiges Verfahren in der Taxa⸗ 
tion der zu aſſecurirenden Mobilien eingeleitet wird. Die Kreisräthe oder 
die Provinzialdirection ernennen dazu zwei bis vier Experten, denen ſich der 
Bürgermeiſter anzuſchließen hat. Das Reſultat der Erpertife wird vom 
Buürgermeiſter dem zu Verſichernden mitgetheilt, der eine contradictoriſche Ab» 
ſchätzung verlangen kann. Auch der Eigenthümer des Hauſes, wenn es ſich 
um einen Miethsmann handelt, und die beiden nächſten Nachbarn, wenn der 
Hausbefitzer ſelbſt verſichert, erhalten Kenntniß von dem Ergebniß der Erper- 
tife, und müſſen ſich innerhalb 14 Tagen erklären, ob ſie gegen die Ab⸗ 
ſchätzung etwas einzuwenden wiſſen. Darauf erfolgt die Einſendung der 
Akten an die Verwaltungsbehörde, welcher es obliegt, das ganze Verfahren 
zu prüfen und, falls kein Anſtand vorliegt, die Akten an die Brand⸗ 
aſſecurations⸗Commiſſion nach Darmſtadt einzureichen. Auch dieſe kann eine 
contradictoriſche Abſchätzung vornehmen laſſen. Die Police wird ſchliehlich 
erſt dann ausgehändigt, wenn die Landes ⸗Brandaſſecuranzcommiſſion ihre 
Genehmigung zu der Verſicherung ertheilt, und die Verwaltungsbehörde, 
welche die Taxakion angeordnet, ihr Viſum abgegeben hat. Die Koſten der 
Expertiſe und des ganzen ſchleppenden Verfahrens hat der zu Verſichernde zu 
tragen. 
? Unter ſolchen erſchwerenden Umſtänden mußte natürlich die Luſt vergehn, 
auswärts zu aſſecuriren. Es war aber wenigſtens keine auswärtige Geſell⸗ 
ſchaft von dieſer Regel ausgenommen; eine jede hatte ſich den vorgeſchriebe⸗ 
nen Formalitäten zu unterwerfen. Neuerdings ſind jedoch nach einander die 
Aachener, die Colonia und der deutſche Phönix davon entbunden worden, 
während alle übrigen auswärtigen Verſicherungs⸗Anſtalten dem Druck der 
alten Befchränfungen und Auflagen preisgegeben blieben, welcher von nun 
an doppelt läſtig werden mußte. Der eigentliche Zweck des erwähnten Ge⸗ 
ſcßes, die Verhütung böswilliger Brandſtif- ungen ‚ fiel mit den zugelaſſenen 
Ausnahmen als Grund für die Härte jener allgemeinen Beſchränkungen hin⸗ 
weg. Denn ſobald die Befreiung von der vorgeſchriebenen Abſchätzung, 
der amtlichen Genehmigung und der Controle überhaupt bei den von den 


drei erwähnten Anſtalten abzuſchließenden Verſicherungen eintrat, war der 
Brandſtiftung Raum gegeben, 

Mit wenig Ausnahmen ſind alle deutſchen Feuerverſicherungsanſtalten 
verhälknißmäßig eben fo gut fundirt und verwaltet, als die drei eximirten 8 
ihre Agenten werden eben ſo ſtrenge überwacht und es liegt ihnen eben fo 
ſehr am Herzen Verluſte zu vermeiden und deshalb nur unverdachtige Ver⸗ 
ſicherungen abzuſchließen, als daran jenen privilegirten Anſtalten gelegen 
ſein kann. 

Das Geſetz ſelbſt enthält ſo ungehörige, ſachwidrige und unpractiſche 
Beſtimmungen, es greift in die häuslichen, ſocialen und wirthſchaftlichen 
Verhaͤltniſſe fo tief und verletzend ein, daß es zu verwundern iſt, wie man 
in jenem Staate überhaupt noch ſein Mobiliar verſichert und insbeſondere 
bei Andern verſichert, als bei den bevorzugten Geſellſchaften, denn auf eine 
jede Verſicherung bei einer andern Anſtalt als bei den privilegirten wird im 
Voraus der Schein einer betrügeriſchen Abſicht geworfen. 

In keinem andern Staate Europas beſtehen ähnliche Beſtimmungen, 
welche nur geeignet ſind, dem Verſicherungsweſen zu ſchaden und ſeine in 
Deutſchland ſo wünſchenswerthe Ausdehnung zu hemmen. Die Mangel- 
haftigkeit des Inhalts jenes Geſetzes iſt auch von Seiten der Regierung zu⸗ 
geſtanden; ſeit zehn Jahren hat man dem Lande eine Neviſion in Ausſicht 
geſtellt und die Kammern, welche dieſem wunden Fleck ihre wiederholte Auf⸗ 
merkſamkeit ſchenkten, damit vertröſtet. Vielleicht werden die nächſtens wieder zu⸗ 
ſammentretenden Stände mit der langerwarteten neuen Gefegesvorlage überraſcht. 
Den größten Anſtoß muß 9. 2 des Geſetzes von 1833 erregen, in welchem 
es ſich um die zu beſtellenden Experten und deren Qualification handelt. 
Die Experten ſind nur in den Bezirksortſchaften beſtellt, und oft 6—8 
Stunden von dem Orte entfernt, an welchem die Abſchätzung vorgenommen 
werden ſoll. Aber auch die näher wohnenden Experten find unzuläſſig, ſo⸗ 
bald der Ort nicht zu ihrem Bezirke gehört. Was die Koſten der Expertiſe 
betrifft, ſo ſind dieſelben in den meiſten Fallen viel höher als die Ver⸗ 
ſicherungs-Prämie ſelbſt. Das nach $.3 jener Verordnung innezu⸗ 
haltende Verfahren gleicht einem durch alle Inſtanzen zu verfolgenden zahen 
Prozeß, der ſelbſt im günſtigen Fall Monate dauert und ganz unverhältniß⸗ 
mäßige Koſten verurſacht. Es find Fälle vorgekommen, in denen das Ver⸗ 
fiherungsobject, das nur vorübergehend verſichert werden ſollte, gar nicht mehr 
vorhanden, andere, in welchen der Schaden bereits eingetreten war, als end« 
lich die Genehmigung von der Landes⸗Brand⸗Aſſecuranz-Commiſſion anlangte. 
Die Letztere iſt urſprünglich für die Verſicherung der Gebäude in der Lan⸗ 
desbrandkaſſe eingeſetzt worden; hält man ſie nun durch die Verſicherun 
von Mobilien für gefährdet und eine ſchärfere Beaufſichtigung deshalb für 
nothwendig, ſo genügen dazu die Verwaltungsbehörde und der Bürgermeiſter 
vollkommen. Die Abſchätzung ſelbſt iſt ganz zwecklos, denn erſtens ſind die 
Erperten in der Regel kaum im Stande, den Werth 
Sachen anzugeben, geſchweige denn den Werth von bedeutenderen Objecten, 
ferner läßt ſich der Beſſtz, Beſtand und das Eigenthum überall gar nicht 
mit der verlangten Genauigkeit ermitteln. Wie lange Zeit würde dazu ges 
hören, in einem Handelsgeſchäft, einer Fabrik, einem großen Haushalt, einer 
Oeconomie alle Einzelheiten ſpetiell aufzuführen und abzuſchätzen, ohne der 
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Mühe, Unannehmlichkeiten und Einweihung fremder Perfonen in die häus⸗ 
lichen, Handels⸗ und wirthſchaftlichen Verhältniſſe zu gedenken; endlich findet 


in dem Beſitz ein fortwährender Wechſel ſtatt. Es gibt keinen genauen 
Maßſtab der Taxation, und das Richtigſte iſt, ſich auf den Nachweis beim 
Brandſchaden und auf die moraliſche Ueberzeugung der Ortsobrigkeit und 
des Agenten von der Genauigkeit der Angaben des Verſichernden zu ver⸗ 
laſſen. Die Bekanntmachung dieſer Angaben an die Nachbarſchaft oder an 
die Hauseigenthümer iſt für den Verſichernden im höchſten Grade empfind⸗ 
lich, fle beleidigt das Gefühl jedes Familienvaters, jeder Hausfrau. Hat 
die Obrigkeit die Abſchätzung überwacht, wozu ſollen da noch die Nachbarn 
rechts und links eingeweiht werden in die Privatangelegenheiten der Ver⸗ 
ſichernden? Warum ſollen ſie 14 Tage Zeit haben, dieſe Angelegenheiten 
mit Gevatter Schneider und Handſchuhmacher, mit Vettern und Baſen zu 
beſprechen? Seit Erlaß des Geſetzes, alſo ſeit zwanzig Jahren, hat man 
Zeit genug gehabt, ſich davon zu überzeugen, daß die Erreichung des beab- 
ſichtigten Zweckes ſehr in Zweifel gezogen werden muß. Denn die Brände 
find im Großherzogthum Heſſen gegen früher nichts weniger als vermindert. 

Ganz ungehörig erſcheint der §. 6 jenes Geſetzes, welcher beſtimmt, daß 
die Experten auch den entſtandenen Schaden abſchatzen ſollen. Wie, wenn 
nichts gerettet oder andere Sachen zerſtört worden, als bei der Verſicherungs⸗ 
aufnahme abgeſchätzt wurden? Die weſentlichſte und zweckmäßigſte Vorſchrift, 
die nämlich, daß die Schadenregulirung und Feſtſtellung, ebenſo wie bei der 
Verſicherungsaufnahme, nur unter Zuziehung der Ortsobrigkeit vorzunehmen 
und die Entſchädigungszahlung von deren Genehmigung abhängig zu machen 
ſei, fehlt ganz. Dieſe Vorſchrift wäre dazu geeignet, abſichtliche Brandſtif⸗ 
tungen zu verhüten. Die Aufſicht über die Aufnahme der Verſicherung 
verfehlt aus den angeführten Gründen dieſen Zweck gänzlich. 

Das Beſte würde die Aufhebung der zwiſchen Mobilien und Immo⸗ 
bilien beſtehenden, Eingangs erwähnten Trennung ſein. Dieſe kann man 
jedoch, da ſie einmal practiſch eingebürgert iſt, dem Staate nicht zumuthen. 
Mit Recht aber muß erwartet werden, daß das Geſetz, welches längſt ver« 
ſprochen worden, endlich zur Vorlage gelange. Und unter allen Umſtänden 
erſcheint es als eine Pflicht gegen das eigene Land und als ein Act der 
Gerechtigkeit, den übrigen deutſchen Verſicherungsanſtalten den Zutritt unter 
denſelben Erleichterungen zu geſtatten, die den drei erwähnten Geſellſchaften 
eingeräumt worden ſind. In der freien Concurrenz liegt die größte Garantie 
für die Sicherheit der Ordnung und des rechtlichen Sinnes der Verſicherten. 
Durch die zugelaſſenen Ausnahmen von einem höchſt mangelhaften Geſetz ift 
daſſelbe vollends unhaltbar geworden. Die Kammern werden ſich voeaus⸗ 
ſichtlich dieſes Gegenſtandes aufs Neue bemächtigen. Es wäre endlich an 
der Zeit, ihn nach den Grundfägen des Rechts und der Billigkeit zu er⸗ 
ledigen. 


Seeverſicherung. 

Als zur Verſicherung der Waaren gehörig läßt ſich auch die Ver⸗ 
ſicherung auf imaginairen Gewinn und die Verſicherung auf 
Commiſſion und Courtage betrachten. Ueber den Erſatz des Schadens 
bei Verſicherung von imaginairen Gewinn beſtimmt der Hambur- 
ger Plan §. 11: 5 

War die Police offen gelaſſen, fo wird der verſicherte imaginaire Gewinn, 
wenn nicht anders in der Police beſtimmt worden, bis 10 % angenommen. 

Ferner H. P. F. 106: Der Verſicherer auf imaginairen Gewinn bezahlt 
falls die Güter, deren imaginairer Gewinn verſichert iſt, beſchädigt am Be⸗ 
ſtimmungsorte geliefert werden, eben ſo viele Procente von der verſicherten 
Summe als er für die Güter, falls er ſolche unter gleichen Bedingungen ver⸗ 
ſichert hätte, zu vergüten haben würde. Falls aber der Gegenſtaud des imagi⸗ 
nairen Gewinns wegen ſolcher Seeſchäden, wofür der Verſicherer des imaginairen 
Gewinns nach den Bedingungen feiner Verficherungen verantwortlich iſt, nicht 
den Beſtimmungsort erreichen kann, fo bezahlt der Verſicherer die gezeichnete 
Summe als Total⸗Schaden. 

Würde jedoch beim Verkauf der Güter im Nothhafen das Provenue, nach 
Abzug von Verkaufskoſten, Zoll und Fracht, mehr austragen, als die Taxe der 
Police ohne imaginaiten Gewinn beträgt, fo iſt der Ueberſchuß auf den imagi⸗ 
nairen Gewinn in Abrechnung zu bringen, 

Eben fo erſetzt der Verſicherer den imaginaiten Gewinn auf geworfene oder 
zur Beſtreitung der Koſten im Nothhafen verkaufte Güter als Total⸗Schaden, 
wenn ſolche in Havarie groſſe vergütet wird, ſo weit ſolche Vergütung den ver⸗ 
ſicherten imaginairen Gewinn deckt. 

Die Bremer Verſicherungs⸗Bedingungen befagen §. 31: Imaginairer Ge 
winn kann auch abgeſondert von den Gütern verſichert und taxirt werden, nur 
muß dabei ſpeciell aufgegeben werden, auf welche Güter derſelbe gilt und ob, 
wo, und wie dieſelben anderweitig verſichert ſind. Gehen die Güter unterwegs 
verloren, es ſei durch Zufälligkeiten der Elemente oder durch willkürliche Auf⸗ 
opferung bei dem Verſuch zur Rettung von Schiff und Ladung, fo wird der 
darauf verſicherte erwartete Gewinn, oder, im letzteren Falle, fo viel deſſen nicht 
mit in Havarie groſſe vergütet worden, als Totalſchaden bezahlt. Findet ein 


Verkauf der Güter im Nothhafen ſtatt, ſo wird der etwaige Gewinn darauf 
gegen den verſicherten Gewinn in Abrechnung gebracht. Erreichen dagegen die 
Güter ihre Beſtimmung im beſchädigten Zuſtande, ſo wird der theilweiſe Scha⸗ 
den auf erwarteten Gewinn mit eben fo vielen Procenten, wie auf die Güter 
ſelbſt, bezahlt, jedoch nur bis zur vollen Entſchädigung des Verſicherten. 

Rückſichtlich der Verſicherung auf Commiſſion und Courtage 
und des deßhalbigen Schadenerſatzes vergl. H. P. 8. 107: 

Werden die Güter, worauf Commiſſion (Proviſton) oder Courtage verſichert 
iſt, beſchädigt am Beſtimmungsorte geliefert, ſo bezahlt der Verſicherer derſelben 
eben ſo viele Procente von der verſicherten Summe, als er für die Güter, falls 
er ſolche unter gleichen Bedingungen verſichert hatte, zu vergüten haben würde. 
Falls aber die Güter, wegen ſolcher Seeſchäden, wofür der Verſicherer der 
Proviſton oder Courtage nach den Bedingungen ſeiner Police verantwortlich iſt, 
den Beſtimmungsort nicht erreichen können, ſo iſt die verſicherte Commiſſton 
oder Courtage als Total⸗Schaden vom Verſicherer zu bezahlen. 

B. V. B. b. 32: Ebenfalls kann eine zu verdienende Commiſſton nach 
einer fe ſten Taxe, fo wie auch nach gewiſſen Procenten vom Verkaufsertrage, 
verſichert werden, wobei es dann nur der ſpeciellen Angabe der Güter, worauf 
die Commiſſion verdient werden ſoll, nicht aber der Angabe der Verſicherung 
dieſer Güter bedarf. Verunglücken die Güter, ſo wird ein Totalſchaden bezahlt, 
und ebenfalls geſchieht dies, wenn ſie in einem Nothhafen verkauft werden 
müſſen und die Commiſſion daſelbſt dem Verſtcherten nicht zu Gute kömmt; 
anderenfalls die letztere darauf abzurechnen iſt. Erreichen aber die Güter im 
beſchädigten Zuſtande den Beſtimmungsplatz, ſo wird der durch die Beſchädi⸗ 
gung entſtandene Ausfall an der Commiſſion in demſelben Verhältniß vergütet, 
wie der Ausfall am Brutto⸗Werth der Güter nach den gewöhnlichen Bedin⸗ 
gungen zu erſetzen ſein würde. 

Eine zu verdienende Makler⸗Courtage kann in gleicher Weiſe verſichert 
werden: jedoch begründet ein durch Seebeſchädigung veranlaßter Ausfall an der 
Courtage, wenn die Güter ihren Beſtimmungsplatz erreichen, keinen Anſpruch 
für Schadenerſatz an den Verſicherer. 

Partieular⸗Havarie bei Fracht. Zur größeren Verein- 
fachung haben wir nachſtehend die Vorſchriften des Hamburger Plans und 
der Bremer Verfiherungs-Bedingungen über den Schadenerſatz neben ein⸗ 
ander geſtellt. 

H. P. $. 90. Der Verluſt bei Fracht muß, um vergütet zu werden, mehr 
als 30% betragen. 

H. P. §. 11. Die Taxe gilt bei Fracht im Falle eines Totalſchadens nicht 
allgemein. Bei partiellen Schäden gilt die Taxe bei Verſicherungen auf Fracht, 
wenn ſelbige nicht im Manifeſt, Connoſſemente oder der Chartepartie ſtipulirt iſt, 
und ſolches bei der Verſicherung ausdrücklich angezeigt worden. Bei einer 
offenen Police wird der Werth der Fracht beſtimmt durch das Manifeft, Con⸗ 
noſſement oder die Chartepartie. 

H. P. §. 105: Bei der Verſicherung auf die Fracht eines Schiffes iſt der 
Verſicherte berechtigt das zu fordern, was der Empfänger der Ladung berech⸗ 
tigt iſt, wegen Seeſchäden zu kürzen. Der Verſicherte erhält nur das erſetzt, 
was er bei glücklicher Ankunft des Schiffes, durch Connoſſement oder Manifeſt 
erwieſen, erhalten haben würde (f. 8. 11). Iſt der alſo berechnete Werth höher 
als die verſicherte Summe, ſo wird die Havarie vom Verſicherer pro rata der 
gezeichneten Summe bezahlt. Iſt keine Fracht in den Schiffspapieren beſtimmt 
und iſt auch ſonſt über den angenommenen Belauf der Fracht eine beſondere 
Uebereinkunft nicht getroffen worden, fo ſwird die Fracht angenommen, welche 
zur Zeit der Abladung am Abladungsorte für ähnluche Reifen und Waaren üblich 
war; in ſtreitigen Fällen entſcheiden Sachverſtändige über den Frachtanſatz. 

H. P. . 20: Wenn bei einer Verſicherung auf Frachtgelder nicht ange⸗ 
zeigt iſt, daß ſie nur auf einen Theil der Fracht, oder auf die Nettofracht gel- 
ten fol, fo wird angenommen, daß die ganze Bruttofracht gemeint fei. — Wenn 
bei Verſicherung der Fracht für dem Schmelzen unterworfene Güter nicht an⸗ 
gezeigt iſt, ob dieſelbe für das eingenommene oder das ausgelieferte Maß be⸗ 
dungen ſei, ſo wird das Letztere angenommen. Wenn die Fracht für mehr als 
eine Reiſe verſichert wird, ſo muß dieſe, falls die Verfrachtung nicht en rouge 
geſchehen, für jede Reiſe ſeparat angegeben und im Schadensfalle nachgewieſen 
werden. Bei einer Verfrachtnng en rouge wird, falls nicht ein anderes in der 
Police bemerkt worden, die Ausfracht für ein Drittheil, die Rück fracht für zwei 
Drittheile der ganzen Fracht angenommen, Kommen mehrere Frachten in Be⸗ 
tracht und iſt deren Separat⸗Belauf nicht nachzuweiſen, ſo wird derſelbe durch 
Sachverſtändige nach Billigkeit regulirt. 

Die Bremer Verſicherungs⸗Bedingungen enthalten über den Erfag der 
Fracht folgende Vorſchriften: 

B. V. B. $. 29. S. 4: Neben der Verſicherung des Einkaufsbetrages 
kann auch eine beſondere Verſicherung der am Beſtimmuogsplatze zu bezahlenden 
Fracht, Zölle und ſonſtigen Unkoſten Statt finden, die dann aber allein dazu 
dient, den Verſicherten fur denjenigen Theil des Schadens zu decken, der im 
Fall von Havarie auf jene Unkoſten fällt, ſoweit ſolche im tarirten Brutto⸗Werthe 
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der Güter, wenn ſolche geſund angekommen wären, mit enthalten find. Errei⸗ 
chen alſo die Güter nicht den Beſtimmungsplatz, fo kommt auch dieſe Verſiche⸗ 
rung nicht zur Anwendung, und die Prämie wird alsdann mit Einbehaltung 
von ½ % zuruckgegeben. 

B. V. B. §. 64: Bei Verſicherungen auf Frachtgelder, ohne weitere 
Bezeichnung, wird dieſelbe als auf Nettof racht geltend verſtanden, und 
ſolche ſtets ½ der Geſammtfracht, laut Manifeſt, Frachtliſte, Connoſſemente, 
oder in Ermangelung eines oder des andern dieſer Documente zur Ausmittelung, 
laut Chartepartie, angenommen. 

Soll die Bruttofracht oder der Geſammtbetrag der in der Frachtliſte, im 
Manifeſt, den Connoſſementen oder in der Chartepartie angegebenen Frachtgelder 
ohne alle Kürzung für daraus zu bezahlende Volksgage und Hafenunkoſteu ver⸗ 
ſichert werden, fo iſt ſolches ſausdrücklich zu bedingen. Soll die Verſicherung 
nur einen Theil der ganzen Netto⸗ oder Bruttofracht umfaſſen, fo iſt ſolcher 
Theil zu benennen; widrigenfalls die verſicherte Summe als auf die ganze Fracht 
geltend angenommen wird. 

Es bedarf einer beſondern Aufgabe, wenn nicht Rheder, ſondern andere 
Betheiligte die Fracht eines Schiffs verſichern laſſen. Wird dieſelbe unterlaſſen, 
ſo braucht der Verſicherer im Fall eines Schadens keinen Erſatz zu leiſten. 

Wenn Güter im Manifeſt nicht zu einer Fracht veranſchlagt ſind, wird der 
mittlere Frachtſat gleicher Güter am Bord deſſelben Schiffes, und in deren Er⸗ 
mangelung die Mittelfracht bei anderen gleichzeitig expedirten Schiffen ange⸗ 
nommen. 

Fracht für eine loſe verſchiffte Ladung Guano, Salz und andere dem 
Schmelzen unterworfenen Waare, iſt als ſolche anzugeben und wird, wenn dieſes 
namhaft zu machen unterlaſſen war, im Falle eines Unglücks nur nach $. 45 
zur Hälfte vergütet, 

Ueber den Erſatz des Pa ſſagegeldes, welches als eine Art der 
Fracht betrachtet werden kann, wie denn auch der H. P. §. 112 b. das 
Paſſagiergeld als Fracht und Verpflegungsgeld der Paſſagiere bezeichnet, 
vergl. H. P. §. 112 b. 

Der Verſicherer auf Paſſagegeld (Fracht und Verpflegungsgelder der Paſſa⸗ 
giere) iſt im Havariefalle verpflichtet zu erſtatten: 

die Koſten der Landung des Paſſagiers, deſſen Beköſtigung und Behauſung 
im Nothhafen, und falls das Schiff ſeine Reiſe nicht fortſetzen konnte, auch die, 
ſammtlichen Beforderungskoſten deſſelben nach dem Beſtimmungsorte der Police 
ſammt den etwa abſeiten der Behörden dem Verſicherten zur Laſt kommenden 
Koſten. 

Jedoch iſt der Verſicherer, wenn nicht Anderes in der Police beſtimmt 
worden, nur bis zum Belaufe ſeiner gezeichneten Summe verantwortlich. 

H. P. $. 114. Findet die Weiterbeförderung geretteter unbeſchädigter Gü⸗ 
ter ſtatt, ſo iſt dasjenige, was die Fracht jener Fahrzeuge und die pro rata des 
zurückgelegten Weges dem Schiffe zukommende Fracht zuſammengerechnet, die 
ganze Fracht übeeſteigt, als Ertrafracht ſammt allen verausgabten Koſten 
der Bergung, Erhaltung, Weiterverladung nach geſetzlich aufgemachter Dispache 
vom Verſicherer zu bezahlen. 

(Fortſetzung folgt.) 


— Nachträgliche Bemerkung in Bezug auf die in Rr. 131 
des Hundelsblattes mitgetheilten neuen belgiſchen Sterblichkeitsta⸗ 
bellen. Das Septemberheft des Pariſer „Journal des Economiſtes“ 
(S. 370— 76) bringt von dem rühmlichſt bekannten Herrn Kavier Heuſch⸗ 
ling in Brüſſel und von Herrn Ach. Guillard in Paris einen Aufſatz über 
Sterblichkeitstabellen, in welchem die fünf belgiſchen Tabellen, von Heuſch⸗ 
ling, Liagre, Quctelet, Guillard und mir vergleichend zuſammengeſtellt und 
kurz beſprochen werden. In Bezug auf die letztgenannte Tabelle wird un⸗ 
ter Andern die Bemerkung gemacht, daß ich meinen Berechnungen die 
officiellen Angaben in ihrer abſoluten Form zu Grunde gelegt und die üb⸗ 
liche Correction der ſogenannten runden Zahlen nicht vorgenommen habe. 
Da ich dieſen Tadel auch ſchon von anderer Seite vernahm, ſo dürfte es nicht 
unangemeſſen ſein, hier mit wenigen Worten den Grund jener keineswegs 
zufälligen, ſondern vorbedachten Unterlaffung anzugeben. Es iſt folgender: 

Wenn die Sterblichkeitötabellen nach der alten Halleyſchen Methode, 
d. h. mit alleiniger Zugrundelegung der Todtenliſten, angefertigt werden, fo 
iſt jene Correction allerdings unerläßlich, da es eine bekannte Erfahrung, 
daß in den Todtenliſten die ſogenannten runden Zahlen gewöhnlich unver⸗ 
hältnißmäßig überladen ſind, indem Verſtorbene von 19 oder 21 Jahren 
als 20 jährige, von 29 oder 31 Jahren als 30 jährige u. ſ. w. eingetragen 
werden. Werden hingegen die Tabellen — wie dies bei den Queteletſchen 
und den meinen geſchehen — nach dem Sterblichkeits verhält niß, das ſich 
zwiſchen den Todten und den Lebenden einer jeden Altersklaſſe ergibt, alſo 
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nach den Todtenliſten einer⸗ und den Volkszählungstabellen andererſeits 
ausgearbeitet, ſo ſcheint mir jene Correction nicht nur überflüſſig, ſondern 
geradezu unzuläſſig. Denn wie in den Todten- jo werden auch in den 
Liſten der Lebenden die ſogenannten runden Zahlen gewöhnlich überladen, 
indem auch bei den Volkszählungen viele 19 oder 21jährige Individuen 
ſich als 20 jährige, viele 29. oder 31jährige ſich als 30jährige u. ſ. w. ein⸗ 
tragen. Der Irrthum hebt ſich alſo, da es ſich für uns um keine abſolut 
wahren Zahlen, ſondern um das Verhältniß zwiſchen Lebenden und Ver⸗ 
ſtorbenen jeder Altersklaſſe handelt, gegenſeitig auf, und das gefundene 
Sterblichkeitsverhältniß iſt alſo ein getreuer Ausdruck der Wirklichkeit. Er 
würde erſt gefälſcht, wenn man in den Todtenliſten die runden Zahlen nach 
der früher üblichen Weiſe korrigiren wollte. Man müßte dann auf beiden 
Seiten, d. h. bei den Liſten der Lebenden wie bei jenen der Todten, die 
Correction vornehmen. Damit wäre aber Nichts gebeſſert und am Ver⸗ 
hältniß nicht das Geringſte geändert; es bleibt daher immer ſicherer, die 
beiderſeitigen Zahlen auch für die runden Jahre in ihrer urſprünglichen Form 
zu verwenden. 

Brüſſel, den 28. Sept. 1854. 

— Engliſche Blätter melden: Es iſt mit ziemlicher Gewißheit nachge⸗ 
wieſen, daß das Feuer in der Glouceſter Cathedrale durch Selbſtentzündung 
einiger mit Oel und Terpentin getränkten buumwollenen Lumpen entſtanden 
ift, welche die Arbeiter in einem Kirchenſtuhle liegen ließen, nachdem fie die⸗ 
ſelben bei Polirung des biſchöflichen Thrones verwendet hatten. 
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Anzeigen. 
Nachricht für Seefahrer. 


In Folge einer Mittheilung von Seiten des Königlich Däniſchen Conſu⸗ 
lats hieſelbſt hat das Königlich Dänifche Marineminiſterium zu Kopenhagen 
in Verbindung mit deſſen, am 4. Sept. a. c. erlaſſenen Bekanntmachung, 


welche bereits unterm 13. deſſelben Monats von der Handelskammer zur öffent⸗ 


lichen Kunde gebracht worden iſt, ferner unter dem 20. Sept. d. 3. bekannt 
gemacht, daſ das nene . 
AEafenleuchtfeuer bei Assens 

zum erſten Male am Sonntag, den 1. October d. J., ½ Stunde nach Sonnen⸗ 
untergang brennen wird. fi 

Der Thurm, von welchem das Leuchtfeuer gezeigt wird, iſt auf dem nörd- 
lichen Hafendeiche 23 Ellen von der außerften Spitze deſſelben angebracht 
worden und iſt weiß angeſtrichen. Die Höhe der Flamme über dem gewöhn⸗ 
lichen Waſſerſtande iſt 20 Fuß. 

Bremen, den 2. October 1854. 
Die Handelskammer. 


Bekanntmachung. 


Eine vom Senate der Handelskammer gemachten Mittheilung zufolge, hat 
die franz. Regierung am 29. Septbr. bekannt gemacht, daß vom 12. Aug. 
an, alle Häfen, Rheden und Buchten im weißen Meere vom 
Gap Swia toi Noss unter 390 47“ öſtl. L. und 68510“ N. Br. bis 
zum Cap Kamin unter 4332, öſtl. L. und 680 39 12“ N. Br., 
beſonders aber die Häfen von Archangel und Onega durch eine 
hinreichende Macht der vereinigten franz. ⸗engl. Flotte in ſtrengen Blockade⸗ 
zuſtand geſetzt ſind. 

Außerdem wird bekannt gemacht, daß alle durch das Völkerrecht und 
durch die zwiſchen der franzoſiſchen Regierung und den verſchiedenen neu⸗ 
tralen Mächten abgeſchloſſenen Verträge gerechtfertigten Maßregeln, in Be⸗ 
treff aller Schiffe, welche die bezeichnete Blockade verletzen würden, ergriffen 
und ausgeführt werden ſollen. 

Bremen, den 3. October 1854. 


Die Handelskammer. 


Auſtellungs⸗Geſuch. Ein junger Mann, 28 Jahre alt, unverheirathet 
und von rechtſchaffenem Character, welcher augenblicklich bei einer Juſtizbehörhe 
lacirt iſt, ſucht eine Stelle als Comptor⸗Arbeiter ꝛc. bei einer Feuer⸗ oder 
kebensverſtcherungsbank. Derſelbe ſchreibt eine vorzügliche Hand und iſt im 
Rechnungsfache vielſeitig beſchäftigt geweſen und darin ſehr geübt, ſowie er auch 
vom Regiſtraturdienſt hinlängliche Kenntniſſe beſitzt. 2 f 
Der Unterzeichnete ift gerne bereit, auf desfallſige Anfragen über die oben⸗ 
erwähnte Perſönlichkeit genügende Auskunft zu ertheilen. 
Bützow, in Mecklenburg, September 1854. 


Steinohrt, 
Eriminal⸗Actuar. 
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